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Begründung 
mit Umweltbericht 

 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 1865 
– Lehrter Straße/Gollstraße –  

Stadtteil: Anderten 

   

 

Geltungsbereich: 

Der räumliche Geltungsbereich des Be-
bauungsplans Nr. 1865 umfasst die bis-
herigen Betriebsgrundstücke Lehrter 
Straße 61 sowie Gollstraße 4 der Fa. 
Autohaus Heyna sowie eine Zufahrt zur 
Sehnder Straße zwischen den Haus-
nummern 10 und 12.  

 

Das Plangebiet umfasst eine Fläche von 
ca. 7.750 m². Der Geltungsbereich des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans 
beschränkt sich auf die Vorhabengrund-
stücke ohne Einbeziehung öffentlicher 
Straßenverkehrsflächen der Lehrter und 
Sehnder Straße. 
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Teil 1 – Begründung 

1. Zweck des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 

Das Plangebiet liegt im Stadtteil Anderten im Stadtrandbereich. Dennoch befindet es sich in 
integrierter Lage zwischen Wohnquartieren und gemischt genutzten Bereichen. Das Vorha-
bengebiet wird derzeit als Gewerbegebiet genutzt und dient dem autoaffinen Gewerbe (Auto-
haus Heyna). Das Gelände ist nahezu vollständig versiegelt. Erhaltenswerte Baum- und Grün-
bestände sind nicht vorhanden.  

Es wurde in Abstimmung mit dem Fachbereich Planen und Stadtentwicklung der Landeshaupt-
stadt Hannover (LHH) eine städtebauliche und architektonische Studie erarbeitet, die die Um-
nutzung des Vorhabengebietes für eine Wohnnutzung vorbereitet. Zur Gewährleistung einer 
nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung ist die Aufstellung eines Bebauungsplans für die 
Neuordnung der Grundstücke Lehrter Straße 61 und Gollstraße 4 erforderlich. Geplant sind 2- 
bis 4-geschossige Wohngebäude. Im Gebäude an der Kreuzung Lehrter Straße/Gollstraße ist 
im Erdgeschoss eine gewerbliche Nutzung geplant. Für die Pkws ist eine Tiefgarage sowie 
eine oberirdische Stellplatzanlage vorgesehen.  

 

Verfahren 
Der Antrag zur Einleitung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans gemäß §12 BauGB 
wurde mit Schreiben vom 15.01.2018 eingereicht, um die planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen für das geplante Wohnbauvorhaben zu schaffen. Mit fortschreitendem Entwurfsprozess 
wurde das Vorhaben konkretisiert. Daher wurden mit Schreiben vom 10.04.2018 die aktuali-
sierten Vorhabenpläne eingereicht. 

Der Aufstellungsbeschluss und der Beschluss zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 
und der Träger öffentlicher Belange für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 1865 – 
Lehrter Straße/Gollstraße – wurden durch den Verwaltungsausschuss am 14.06.2018 (Druck-
sache Nr. 1006/2018) gefasst. Der Bebauungsplan wird als vorhabenbezogener Bebauungs-
plan gemäß § 12 BauGB im Regelverfahren mit frühzeitiger und formeller Beteiligung sowie 
Umweltbericht aufgestellt.  

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit fand zwischen dem 05.07.2018 und 17.08.2018 
statt. Die Träger der öffentlichen Belange konnten ihre Stellungnahmen bis zum 27.07.2018 
einreichen. 

Zur formellen Beteiligung wurden die Träger der öffentlichen Belange mit Schreiben vom 
12.03.2019 gebeten, bis zum 17.04.2019 eine Stellungnahme abzugeben.  

  

2. Örtliche und planungsrechtliche Situation 

2.1 Städtebauliche Situation 

2.1.1 Lage im Stadtgebiet 

Das Plangebiet befindet sich am südlichen Rand eines Wohngebietes westlich des Mittelland-
kanals im Stadtteil Anderten. Nördlich und östlich des Plangebietes schließt ein Wohngebiet 
mit ein- bis dreigeschossiger Einzel- und Reihenhausbebauung in offener Bauweise an. Es 
folgt an der Straße Kötnerhof eine Wohnanlage mit mehrgeschossigem Wohnungsbau. Direkt 
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nördlich angrenzend befindet sich an der Ecke Gollstraße/Sehnder Straße ein landwirtschaft-
licher Betrieb. Südlich grenzt zunächst die Lehrter Straße mit der Endhaltestelle der Stadt-
bahnlinie 5 an. Darauf folgt ein durch gewerbliche und Wohnnutzungen geprägtes Quartier mit 
jeweils ein bis zwei Geschossen. Westlich des Plangebietes verläuft die Gollstraße sowie ein 
Wohngebiet mit einer ein- bis sechsgeschossigen Bebauung.  

Das Vorhabengebiet ist derzeit durch ein Autohaus (Autohandel, Vermietung, Reparatur und 
Waschanlage) geprägt. Außerdem ist ein Wohnhaus vorhanden, das vom Betreiber des Auto-
hauses bewohnt wurde. Die Bestandsgebäude sind ein- bis zweigeschossig und sind bis auf 
das westlichste Werkstattgebäude nicht unterkellert.  

 

2.1.2 Grün und Freiraum 

Im weiteren Umfeld des Vorhabengebietes beginnt der Landschaftsraum mit Feldern, Wiesen 
und Wäldern, der die Landeshauptstadt Hannover umgibt. Westlich des Stadtteils Anderten 
befindet sich mit dem Tiergarten Hannover eine große öffentliche Grünfläche. Daran schließt 
sich der Hermann-Löns-Park an.  

Aufgrund der gewerblichen Nutzung des Grundstückes ist das Vorhabengebiet durch die Be-
standsgebäude sowie die Zufahrten, Wege, Stellplätze und Garagen nahezu vollständig ver-
siegelt. Im östlichen Grundstücksbereich gibt es eine kleinere, unversiegelte Grünfläche. 

 

2.1.3 Verkehrliche Erschließung 

Anbindung an den ÖPNV 
Die Bus- und Stadtbahnhaltestelle Hannover-Anderten liegt gegenüber dem Vorhabengebiet 
und ist über die Kreuzung Lehrter Straße/Gollstraße/Zur Mühle gut und schnell zu erreichen. 
Die Stadtbahn verbindet das Plangebiet mit der Innenstadt. Die S-Bahnhaltestelle Hannover 
Anderten-Misburg ist in ca. 20 Minuten fußläufig zu erreichen. Die Anbindung an das ÖPNV-
Netz ist gut.  

Im Kreuzungsbereich Lehrter Straße/Gollstraße befindet sich in unmittelbarer Nähe des Vor-
habengebietes die Bushaltestelle „Anderten“ der Buslinien 370 nach Mehrum und 125 nach 
Misburg. 

 

Fließender Verkehr 
Das Vorhabengebiet wird aktuell über die Lehrter Straße erschlossen.  

Über die Lehrter Straße können in östlicher Richtung die Bundesstraße 65 (Südschnellweg) 
und die BAB 7 erreicht werden.  

 

Ruhender Verkehr 
Im Vorhabengebiet gibt es aufgrund der Vornutzung viele Stellplätze. Entlang der Lehrter 
Straße und der Gollstraße ist das straßenbegleitende Parken nicht möglich.  

 

2.2 Planungsrechtliche Situation 

2.2.1 Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan (FNP) der Landeshauptstadt Hannover stellt das Plangebiet als 
Wohnbaufläche dar. Das Vorhaben kann aus dem FNP entwickelt werden, eine Änderung ist 
nicht erforderlich. Die Bereiche westlich, nördlich und östlich des Vorhabengebietes werden 



 
8 
 

ebenfalls als Wohnbaufläche dargestellt. Südlich des Plangebietes verläuft die Lehrter Straße, 
die als Hauptverkehrsstraße dargestellt wird. Ebenfalls wird der Verlauf der Stadtbahnlinie und 
einer Gasleitung entlang der Hauptverkehrsstraße dargestellt. Südlich schließt ein Gewerbe-
gebiet an. 

 

2.2.2 Einzelhandels- und Zentrenkonzept 

Das Plangebiet befindet sich nicht innerhalb eines zentralen Versorgungsbereiches. Nördlich 
des Plangebietes liegt entlang der Straße Am Tiergarten das E1-Zentrum Anderten, welches 
stadtteil- bzw. teilbereichsbezogene Bedeutung besitzt. In diesem Zentrum ist kein großflächi-
ger Einzelhandel, mit Ausnahme Lebensmittel, zulässig. Bei der Ansiedlung von Einzelhan-
delsbetrieben ist eine standortgerechte Dimensionierung hinsichtlich des Umfeldes zu beach-
ten.  

Derzeit wird das Einzelhandels- und Zentrenkonzept fortgeschrieben. Die Erhebung des Ein-
zelhandels ist abgeschlossen. Derzeit läuft die Analyse- und Konzeptionsphase.  

 

2.2.3 Verbindliche Bauleitplanung 

Das Vorhabengebiet liegt nicht innerhalb eines rechtsverbindlichen Bebauungsplans. Auf-
grund der Lage innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils (Innenbereich) richtet 
sich die Zulässigkeit von Vorhaben bis zur Festsetzung des Bauungsplans Nr. 1865 nach 
§ 34 BauGB.  

Westlich des Plangebietes schließt an die Gollstraße der Bebauungsplan Nr. 799 (eh. Bebau-
ungsplan Nr. 24 Anderten) an. Wesentliche Planinhalte sind die Festsetzung eines allgemei-
nen Wohngebietes sowie Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung (GRZ, GFZ und 
Zahl der Vollgeschosse), zur Bauweise, zu den überbaubaren Grundstücksflächen, Stellplät-
zen und Spielplatzflächen. 

Im Norden des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1865 liegt der Bebauungsplan 
Nr. 1221. Wesentliche Planinhalte sind die Festsetzungen reiner Wohngebiete, allgemeiner 
Wohngebiete und Dorfgebiete, sowie Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung (GRZ, 
GFZ und Zahl der Vollgeschosse), zur Bauweise, zu den überbaubaren Grundstücksflächen, 
Stellplätzen und Spielplatzflächen. Darüber hinaus sind zur Erschließung der Baugrundstücke 
öffentliche Verkehrsflächen festgesetzt.  

Zur Wahrung der gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse, vor allem hinsichtlich des Lärm-
schutzes, sowie der erhöhten städtebaulichen Kennwerte des Vorhabens gegenüber der um-
liegenden Bebauung besteht ein städtebauliches Erfordernis zur Aufstellung des Bebauungs-
plans.  

 

2.3 Planungsalternativen 

Gemäß des Wohnkonzeptes 2025 der Landeshauptstadt Hannover soll der Wohnungsneubau 
für alle Nachfragegruppen intensiviert werden. Die Nachfrage an innerstädtischem Wohnen im 
Geschosswohnungsbau steht dabei im Fokus. Strategisches Ziel ist dabei Innenentwicklung 
vor Außenentwicklung. Der Bebauungsplan Nr. 1865 – Lehrter Straße/Gollstraße trägt diesen 
Zielen mit der Schaffung von Wohnungen im Geschosswohnungsbau in integrierter Lage 
Rechnung. Es werden 25 % der Wohnungen im geförderten Wohnungsbau errichtet. 

Mit der Umnutzung des bisher gewerblich genutzten Grundstücks wird der Anforderung des 
§ 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB entsprochen, mit Grund und Boden sparsam umzugehen.  
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Alternative Standorte hinsichtlich Größe, Lage, und Verfügbarkeit wurden nicht geprüft. Eine 
Weiternutzung der Fläche als Gewerbegebiet wird nicht weiter verfolgt. Infrage kommen wür-
den aufgrund der Lage am Rand eines Wohngebietes lediglich gewerbliche Nutzungen, die 
das Wohnen nicht wesentlich stören.  

Der wohnbaulichen Entwicklung des Vorhabengebietes wird gegenüber einer gewerblichen 
Nutzung der Vorzug gegeben, auch wenn durch das Verkehrsaufkommen entlang der Lehrter 
Straße eine Lärmbelastung vorhanden ist. Die integrierte Lage und die gute verkehrliche An-
bindung sprechen für die Umsetzung eines Wohnungsbauvorhabens. Den Lärmimmissionen 
kann durch eine Lärmschutzwand, eine geeignete Grundrissgestaltung und/oder passive 
Schallschutzmaßnahmen begegnet werden.  

 

3. Vorhaben- und Erschließungsplan 

Der räumliche Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ist mit dem Vor-
haben- und Erschließungsplan identisch. Das Plangebiet umfasst die Fläche, die für die Er-
schließung und die Umsetzung des Vorhabens erforderlich ist. Das gesamte Vorhabengrund-
stück befindet sich im Eigentum des Vorhabenträgers.  

 

3.1 Art und Umfang des Vorhabens 

3.1.1 Bauliche Nutzung/Bauweise 

Städtebauliches Konzept 
Die Vorhabenträgerin plant auf dem Vorhabengrundstück Lehrter Straße 61 und Gollstraße 4 
eine Wohnbebauung in offener Bauweise, die den Wohnbedürfnissen der Bevölkerung Rech-
nung trägt. Die Wohngebäude weisen eine architektonisch ansprechende, zurückhaltende Ge-
bäudekubatur in rechteckiger Form und offener Bauweise auf. 

Im Westen des neuen Wohnquartieres markiert Haus A, als Baukörper mit vier Vollgeschossen 
plus einem Staffelgeschoss, einen städtebaulichen Hochpunkt, der Bezug zu dem an der Goll-
straße 10 gelegenen 6-geschossigen Wohnungsbau nimmt. Dadurch erfolgt eine städtebauli-
che Betonung der Ecke Lehrter Straße/Gollstraße.  

In Richtung Osten schließen sich vier, jeweils orthogonal zueinanderstehende Wohngebäude 
(Häuser B – E) mit je drei Vollgeschossen an. Durch die Anordnung und Ausrichtung der Ge-
bäude können gut belichtete Wohnungen geschaffen werden.  

Im nordöstlichen Bereich des Plangebietes ist als ergänzendes Wohnangebot eine Reihen-
hausbebauung mit vier Gebäuden (Häuser F 1 – F 4) mit jeweils zwei Vollgeschossen plus 
Staffelgeschoss geplant. Die Reihenhäuserbilden den Übergang zur nördlich gelegenen Ein-
zelhausbebauung. Die Reihenhäuser verfügen über Abstell- und Müllhäuschen im Eingangs-
bereich der Gebäude. Im rückwärtigen Bereich sind Gartenhäuschen vorgesehen. 

Unter den Häusern A, B und C soll eine Tiefgarage zur Bereitstellung der geforderten Pkw-
Stellplätze sowie von Technikräumen und Kellerräumen angelegt werden. Die übrigen Ge-
bäude werden nicht unterkellert. Weitere Pkw-Stellplätze sind in einer oberirdischen Anlage 
im östlichen Plangebiet vorgesehen. Für die Erschließung der Häuser D und E werden Tech-
nikgebäude vorgesehen. Dies ist notwendig, da die Gebäude D und E nicht unterkellert sind, 
in denen Technikräume untergebracht werden können.  
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Insgesamt entstehen 55 Wohneinheiten im Geschosswohnungsbau, hinzu kommen die vier 
Reihenhäuser, die der Eigentumsbildung der Bevölkerung Rechnung tragen. Von den 59 Woh-
nungen sollen 25 % (14 Wohnungen) im geförderten Mietwohnungsbau errichtet werden.  

Ein Ziel des Bauplanungsrechtes ist der sparsame Umgang mit Grund und Boden. Das Vor-
haben trägt diesem Ziel bereits Rechnung, da es sich um ein städtebaulich integriertes Gebiet 
handelt. Durch das Vorhaben wird eine GRZ I von 0,33 erreicht. Die Gesamtversiegelung ge-
mäß § 19 Abs. 4 BauNVO (sog. GRZ II), in der sowohl die Hauptbaukörper mit Terrassen und 
Balkonen sowie alle Nebenanlagen, Zuwegungen und Stellplätze berücksichtigt sind, beträgt 
0,67. Da im Geltungsbereich des Bebauungsplanes derzeit noch ca. 93 % der Fläche im Be-
stand versiegelt ist, kommt es mit der Umsetzung des Vorhabens zu einer „Netto-Entsiege-
lung“. Die GFZ des Vorhabens liegt bei 0,84. 

Ziel des Vorhabens ist die Schaffung eines attraktiven Wohnquartiers, dass zur Aufwertung 
des Ortsbildes am Ortseingang von Anderten beiträgt. Gegenüber dem Bestand ergibt sich 
eine deutliche Verbesserung. Durch die geplante Wohnbebauung mit Grün- und Gartenflächen 
verändert sich sowohl das Ortsbild als auch der Versiegelungsgrad positiv. Durch die Begrü-
nung der Freiflächen sowie die Überdeckung der Tiefgarage wird die erhöhte städtebauliche 
Dichte ausgeglichen. 

Gemäß § 12 Abs. 3 BauGB ist der Plangeber im Bereich des Vorhaben- und Erschließungs-
planes bei der Bestimmung der Zulässigkeit der Vorhaben nicht an die Festsetzungen nach 
§ 9 und § 9a BauGB gebunden. Es bietet sich dennoch an, für die planungsrechtliche Siche-
rung die Art der baulichen Nutzung festzusetzen. 

Für das Vorhabengrundstück wird gemäß § 4 Baunutzungsverordnung (BauNVO) als Art der 
baulichen Nutzung ein allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt. Dieses dient vorwiegend 
dem Wohnen. Zulässig sind weiterhin die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, 
Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht störenden Handwerksbetriebe und Anlagen für 
kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. Ausnahmsweise zuläs-
sig sind Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe und 
Anlagen für Verwaltungen.  

Ausgeschlossen werden Gartenbaubetriebe und Tankstellen, die sonst ausnahmsweise zu-
lässig wären. Gartenbaubetriebe sollen aus städtebaulichen Gründen aufgrund ihrer Flächen-
inanspruchnahme, Tankstellen aufgrund der von ihnen ausgehenden störenden Wirkungen 
nicht zugelassen werden. 

Für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan ist im Hinblick auf die Rechtssicherheit und die 
erforderliche Konkretisierung des geplanten Vorhabens eine Festsetzung mit dem Verweis auf 
den Durchführungsvertrag gemäß § 12 Abs. 3a BauGB notwendig. Dementsprechend sind im 
Rahmen der festgesetzten Nutzungen nur solche Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung 
sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet. Im Geltungsbereich des vorha-
benbezogenen Bebauungsplans sind Nutzungsänderungen zulässig, wenn sie dem festge-
setzten allgemeinen Wohngebiet (WA) sowie den textlichen Festsetzungen nicht widerspre-
chen und sich der Vorhabenträger, in dem dann zu ändernden Durchführungsvertrag, zu deren 
Durchführung verpflichtet. 

Das Vorhaben sieht neben der Wohnnutzung auch eine gewerbliche Nutzung im Erdgeschoss 
des Gebäudes im Kreuzungsbereich Lehrter Straße/Gollstraße (Haus A) vor. Als Nutzer der 
Gewerbefläche kommen bspw. eine Bäckerei oder ein Kiosk infrage.  Als gewerbliche Nutzun-
gen kommen nur solche Nutzungen infrage, die im Rahmen der Festsetzung des allgemeinen 
Wohngebietes zulässig sind und das Wohnen nicht wesentlich stören.   

Der Katalog der allgemein bzw. ausnahmsweise zulässigen Nutzungen wird in der Textsat-
zung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan durch eine textliche Festsetzung geregelt. 
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Anzahl der Vollgeschosse 
Gemäß dem städtebaulichen Konzept zum Vorhaben wird als Maß der baulichen Nutzung die 
Geschossigkeit der einzelnen Gebäude als Höchstmaß festgesetzt.  

Für das Haus A wird eine Geschossigkeit von maximal 4 Vollgeschossen festgesetzt. Damit 
wird die städtebauliche Betonung des Kreuzungsbereiches gesichert.  

Die Reihenhäuser sollen nur maximal zwei Vollgeschosse haben, um den Übergang zur klein-
teiligeren Bebauung im Norden zu schaffen.  

Für das Haus A und für die Reihenhäuser (F 1 – F 4) ist über den zulässigen Vollgeschossen 
ein Staffelgeschoss zulässig, welches kein Vollgeschoss im Sinne der NBauO ist. 

Für die übrigen Gebäude werden maximal 3 Vollgeschosse festgesetzt. Damit treten sie in 
ihrer Wirkung gegenüber dem städtebaulichen Hochpunkt am Kreuzungsbereich zurück.  

 

Geförderte Wohnungen 
25 % der Wohneinheiten werden im geförderten Mietwohnungsbau errichtet. Bei 59 Wohnein-
heiten, entspricht dies rechnerisch 14,75 Wohnungen. Für das Vorhaben sind 14 Wohnungen 
im geförderten Wohnungsbau geplant, welche alle im Haus D untergebracht werden.  

Diese Anzahl an Wohnungen im geförderten Wohnungsbau ist deshalb angemessen, weil es 
sich bei 8 der 14 Wohnungen um große Wohnungen mit ca. 94 m² handelt, die vorrangig Fa-
milien mit mehreren Kindern zur Verfügung stehen sollen. Die großen Wohnungen befinden 
sich in den oberen beiden Geschossen. Das Erdgeschoss des Hauses D ist durch unterschied-
lich große Wohnungen zwischen 38 und 82 m² sowie durch die Barrierefreiheit gekennzeich-
net. Durch diese Vielfalt werden weitere Zielgruppen und Haushaltsgrößen angesprochen. In 
Zusammenhang mit dem frei finanzierten Wohnungsbau und den Reihenhäusern, die der Ei-
gentumsbildung Rechnung tragen, wird eine Durchmischung von verschiedenen Personen-
kreisen erreicht. 

Der Vorhabenträger wird für min. 14 Wohnungen einen vollständigen und prüffähigen Antrag 
auf Förderung von sozialem Mietwohnraum einreichen. Für 50 % der zu fördernden Wohnun-
gen soll, für min. 30 % der Wohnungen muss ein Antrag auf Förderung nach dem Programmteil 
B des kommunalen Wohnraumförderprogramms der LHH für Mietwohnungen gestellt werden. 

Ziel ist es, einen Beitrag zur Schaffung von preiswertem Wohnraum für einkommensschwä-
chere Bevölkerungsgruppen zu leisten.  

 

Kindertagesstättenversorgung 

Das Wohnungsbauvorhaben löst einen zusätzlichen Bedarf an Krippen- und Kindergartenplät-
zen aus. Unter Berücksichtigung einer derzeit zulässigen Wohnbebauung von 40 Wohnein-
heiten gemäß § 34 BauGB ergibt sich für das geplante Wohnungsbauvorhaben ein zusätzli-
cher Bedarf von 1 Krippenplatz sowie 2 Kindergartenplätzen. Näheres regelt der Durchfüh-
rungsvertrag.  

 

3.1.2 Grenzabstände 

Die Grenzabstände von 0,5 H gemäß § 5 Abs. 2 der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO) 
werden für das Vorhaben mit zwei Ausnahmen eingehalten.  

Eine Abweichung gibt es zum nördlich angrenzenden Grundstück. Durch die an diesem Ort 
städtebaulich schlüssige Akzentuierung ist es im Rahmen der übergeordneten Gesamtpla-
nung nicht möglich, für Haus A den zur Grundstücksgrenze gemäß § 5 NBauO geforderten 
Grenzabstand von 0,5 H einzuhalten. Das Nachbarflurstück 79/2 wird in Teilen durch die für 
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Haus A erforderlichen Grenzabstände bis zu einer Tiefe von bis zu ca. 2,60 m überlagert. 
Bezugspunkt für die Bemessung des Grenzabstandes ist der tiefste Punkt des Nachbargrund-
stücks. Dieser liegt bei 70,02 m ü. NN, was zu einer theoretischen Gebäudehöhe von ca. 
16,60 m führt – daraus ergibt sich ein maximaler Grenzabstand von ca. 8,30 m. Die Über-
schreitung der Abstandsfläche wird mittels einer Baulast mit dem Eigentümer des Nachbar-
grundstücks geregelt. Es besteht eine Baulastverpflichtungserklärung. Darüber hinaus ge-
hende nachbarschaftsrechtliche Belange werden von dieser Regelung nicht tangiert. 

Aufgrund des Grundstückszuschnittes und der Anordnung der Baukörper unter Maßgabe der 
bestmöglichen Ausnutzung des länglichen Grundstückes zur Schaffung von Wohnraum wur-
den die fünf Baukörper mit annähernd identischem Abstand untereinander positioniert.  

Zwischen den Häusern A und B kommt es aufgrund der höheren Geschossigkeit der städte-
baulichen Dominante im Bereich der Kreuzung Lehrter Straße/Gollstraße (Haus A) zu einer 
Überlagerung der Grenzabstände untereinander. Aus der Gebäudehöhe von 15,35 m (Attika) 
des Hauses A ergibt sich ein erforderlicher Grenzabstand von ca. 7,70 m bei 0,5 H. Für das 
Haus B ist ein Grenzabstand von ca. 4,80 m notwendig. Der Abstand zwischen beiden Ge-
bäuden beträgt 10,50 m anstatt der nach NBauO erforderlichen 12,50 m. Im nördlichen Be-
reich zwischen den Häusern kommt es zu einer Überschneidung von rund 50 cm, ansonsten 
sind es ca. 2 m (Vgl. Abbildung 1). Die Unterschiede in der Überlagerung kommen durch die 
Ausgestaltung des Staffelgeschosses des Hauses A zustande.  
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Abbildung 1: Übersicht Abstandsflächen - Ausnahmen1, Quelle: saboArchitekten BDA. 

 

Eine Überlagerung der Grenzabstände ist nur möglich, wenn gesunde Wohn- und Arbeitsver-
hältnisse auch unter Einbeziehung vorhandener Sicht- und Einblickbeziehungen gewahrt wer-
den. Die natürliche Belichtung und die Wohnverhältnisse der Häuser A und B werden durch 
die Unterschreitung der Abstandsfläche nicht negativ berührt, da die betroffenen Aufenthalts-
räume im Wesentlichen nach Süden oder Norden ausgerichtet sind oder sich im Bereich der 
geringsten Überschneidung (0,50 m) der beiden Baukörper befinden. Daher wird den in 
§ 3 Abs. 2 Satz 1 NBauO benannten allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse entsprochen.  

                                                
1 Bezugspunkt: niedrigster Punkt des Nachbargrundstückes – theoretische Gebäudehöhe Haus A 16,58 m, Ab-

standsfläche ca. 8,3 m.  



 
14 
 

Die erforderlichen Abstände zum Brandüberschlag von 5 m werden nicht unterschritten. Die 
gefahrenrechtliche Zielsetzung des § 5 Abs. 2 NBauO von 3 m sowie der Mindestabstand von 
6 m zwischen den zugekehrten Fenstern von Aufenthaltsräumen werden eingehalten.  

Insgesamt ist durch die Wahrung der Mindestabstände und der Wahrung der gesunden Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse eine Unterschreitung der Grenzabstände zwischen Haus A und 
Haus B vertretbar.  

Durch die Schallschutzmauer kommt es zu keinen Problemen hinsichtlich der Grenzabstände. 
Die Schallschutzwand ist in den Bereichen, wo sie nah an den Häusern liegt, immer so niedrig, 
dass sie nicht abstandsflächenrelevant ist. In ihren hohen Bereichen ist sie so weit von den 
Gebäuden entfernt, dass es zu keiner Überlagerung mit den Abstandsflächen der Gebäude 
kommt. Die Abstandsfläche der Schallschutzwand fällt ausschließlich auf die Außenanlage 
bzw. die öffentliche Verkehrsfläche. Der Grenzabstand reicht nicht bis zur Mitte der Straßen-
verkehrsfläche.  

 

3.1.3 Gestaltungskonzept/Fassade 

Die Fassade wird, wie in der Umgebung üblich, in Ziegelbauweise mit Vollklinkern (Normalfor-
mat) gestaltet. Eine entsprechende örtliche Bauvorschrift wird in den Bebauungsplan aufge-
nommen. Weiteres regelt der Durchführungsvertrag. 

Die Freisitze der Gebäude werden, je nach Ausrichtung der Gebäude, nach Süden oder Wes-
ten ausgerichtet.  

Die Dächer der Wohngebäude werden als Flachdächer ausgebildet, damit sie als Zwischen-
speicher für anfallendes Niederschlagswasser genutzt werden können.  

Das Tiefgaragendach wird, sofern es nicht durch die Wohngebäude, Zuwegungen, Fahrrad-
stellplätze oder Gemeinschafts- und Spielflächen überbaut ist, begrünt. 

 

3.1.4 Freiflächenplanung 

Der Freiraum wird entsprechend der geplanten Nutzungen zoniert. Während sich im Bereich 
der Terrassen der Erdgeschosswohnungen Mietergärten befinden, ist die Zone hinter den 
Häusern an der nördlichen Grundstücksgrenze als gemeinschaftlich nutzbare, mit Bäumen 
bepflanzte Wiese gestaltet. Die der gewerblichen Nutzung zugeordnete Vorzone an der Goll-
straße wird als kleine Platzfläche angelegt und bepflanzt.  

Zur Lehrter Straße wird der Außenraum entlang der Grundstücksgrenze durch eine maximal 
2,25 m hohe, geklinkerte Mauer (Höhe über Gelände) eingefasst, die im Bereich der Hauszu-
gänge unterbrochen ist. Die Innenseite der Mauer wird im Bereich der Pflanzflächen begrünt. 
Eine Begrünung der zur Lehrter Straße ausgerichteten Seite ist aufgrund fehlender Pflanz-
streifen nicht möglich.  

Die Vorgartenzone besteht zum einen aus den Erdgeschosswohnungen zugeordneten Gar-
tenflächen und zum anderen aus einem parallel zur Grundstücksgrenze verlaufenden Funkti-
onsband aus Gemeinschaftsflächen und Spielflächen. Darüber hinaus sind die Fahrradstell-
plätze, Müllflächen und weitere Aufenthaltsbereiche an den jeweiligen Zuwegungen zu den 
Gebäuden angeordnet. 

Vor dem Haus B werden zwei Gemeinschaftsflächen mit insgesamt ca. 160 m² angelegt. Die 
Spielflächen werden vor dem Haus D angeordnet. Insgesamt entstehen zwei Spielflächen für 
Kleinkinder mit insgesamt ca. 105 m². Hierbei handelt es sich um die nach NBauO geforderten 
Spielflächen. Die Müllstandflächen und Fahrradabstellplätze vor Haus B werden durch eine 
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Mauer eingefasst. Vor Haus D werden die Müllsammelstellen von den Fahrradstellplätzen 
durch Mauern getrennt. 

Im spitz zulaufenden östlichen Teil des Grundstücks werden zusätzlich zur Tiefgarage oberir-
dische Stellplätze geplant. Mittels Baumpflanzungen wird eine Gliederung der Stellplatzanlage 
vorgenommen. Hier befindet sich außerdem eine überdachte Abstellmöglichkeit für Fahrräder.  

Die Außenanlagen der am Wohnweg befindlichen Reihenhäuser sehen im Vorgarten Zu-
gänge, Müllstandflächen, Abstellhäuschen sowie Pflanzflächen und im hinteren Grundstücks-
teil Terrassen, Gartenflächen und ein Gartenhäuschen vor. 

Die Bepflanzung des Vorhabengrundstücks erfolgt außerhalb der Tiefgarage mit mittel- bis 
großkronigen Laubbäumen sowie prägenden Staudenbändern in der Vorgartenzone. Hecken 
gliedern die Freifläche und bieten Privatsphäre für die Gärten der Erdgeschosswohnungen.  

Entlang des gepflasterten Wohnweges sind zwei Pflanzinseln zur Verkehrsberuhigung vorge-
sehen.  

Der Bereich vor Haus A wird platzähnlich ausgestaltet, so dass auch Außengastronomie mög-
lich ist. Im Übergang zur Tiefgarage ist eine Baumpflanzung sowie eine Begrünung vorgese-
hen.  

Alle dafür geeigneten zu befestigenden Flächen werden mit luft- und wasserdurchlässigem 
Material angelegt.  

Der Freiflächenplan wird Bestandteil des Durchführungsvertrages.  

 

Spielflächen für Kinder über 6 Jahren 

Das Wohnungsbauvorhaben löst einen rechnerischen Bedarf von 112 m² an Spielflächen für 
Kinder über 6 Jahren aus. Der nächstgelegene Spielplatz „Am Bache“ liegt unweit des Gel-
tungsbereichs. Für eine Erweiterung dieses Spielplatzes stehen jedoch keine Flächen zur Ver-
fügung. Ein weiterer, ausreichend großer Spiel- und Bolzplatz am Königsberger Ring ist auf-
grund seiner Entfernung nur eingeschränkt zur Versorgung dieses Gebietes geeignet.  

Langfristig beabsichtigt die Landeshauptstadt Hannover, die Versorgung mit Spielplätzen im 
Umfeld des Geltungsbereichs zu verbessern. Momentan stehen jedoch keine geeigneten städ-
tischen Flächen für die Neuerrichtung eines Spielplatzes zur Verfügung. Angesichts des hohen 
Wohnraumbedarfs, der immerhin vorhandenen erwähnten Spielplätze in der Umgebung und 
der auf dem Grundstück vorgesehenen Spielflächen für Kleinkinder wird diese Unterversor-
gung hingenommen. 

 

3.2 Verkehrliche Erschließung, Wege- und Nutzungsrechte 

3.2.1 Verkehrliche Einschätzung 

Für das Projekt wurde eine verkehrsplanerische Einschätzung2 vorgenommen. Sie geht von 
insgesamt 59 Wohneinheiten aus. Bei einer Annahme von 3 Einwohnern je Wohneinheit er-
geben sich insgesamt 177 Einwohner, wobei jeder dabei im Mittel ca. 3,5 Wege pro Tag aus-
löst. Unter Berücksichtigung der Lage im Stadtgebiet sowie der guten ÖPNV-Anbindung kann 
von einem MIV-Anteil von maximal 60 % ausgegangen werden, ein Pkw ist dabei im Mittel mit 

                                                
2 Zacharias Verkehrsplanungen: Verkehrliche Stellungnahme, Planvorhaben Hannover-Anderten, Lehrter Str. 61, 

Stand: 21.02.2019. 
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ca. 1,2 Personen pro Fahrt besetzt. Es ergeben sich entsprechend pro Tag ca. 310 Kfz-Fahr-
ten durch das Wohnvorhaben. Besucherverkehre sowie Ver- und Entsorgungsfahrten sind da-
bei inkludiert.  

Für eine mögliche Gewerbenutzung (ggf. Bäckerei) kann bei ähnlichem MIV-Anteil von ca. 250 
bis 300 Kfz-Fahrten/24h ausgegangen werden. Bei dieser Berechnung wurde eine Verkaufs-
fläche von 100 m² zugrunde gelegt. Bei einer Gewerbeeinheit dieser Größe ist von ca. 300 
Kunden am Tag auszugehen, wovon ca. die Hälfte den Pkw nutzt. In diesen MIV-Anteil sind 
auch die Beschäftigtenverkehre sowie Ver- und Entsorgungsfahrten inkludiert. Verbundeffekte 
mit anderen Einrichtungen sind in diesem Fall eher unwahrscheinlich.  

Der Knotenpunkt Lehrter Straße/ Gollstraße ist mit einer Signalanlage ausgestattet und ver-
kehrstechnisch gut ausgebaut. Da die bisherige gewerbliche Nutzung durch das Autohaus 
entfällt, kann davon ausgegangen werden, dass durch das Planvorhaben kein relevanter 
Mehrverkehr gegenüber dem Bestand entsteht und im Knotenpunkt keine wesentlichen Ände-
rungen - insbesondere auch in den Spitzenstunden - zu erwarten sind. U. a. wird durch die 
Lage der Tiefgarage zwar mehr Verkehr auf der Gollstraße auftreten, jedoch wird der östliche 
Abschnitt der Lehrter Straße entsprechend entlastet. Die vorhandenen Straßen können diese 
veränderten Verkehrsströme aufnehmen. In der Regel entstehen durch leichte Umverteilun-
gen in den Knotenarmen keine wesentlichen Änderungen in der Verkehrsqualität eines Kno-
tenpunktes, zumal schon im normalen Verkehrsgeschehen von jahres- und tageszeitlichen 
Schwankungen von +/- 10 % auszugehen ist. Insgesamt entsteht im Knotenpunkt durch das 
Planvorhaben kein relevanter Mehrverkehr gegenüber dem Bestand.  

Durch die mittige Busspur in der Lehrter Straße ist für den geplanten Wohnweg nur eine 
Rechtsrein-Rechtsraus-Regelung möglich. Die Erschließungsstraße ist für die Anwohner, die 
mit dem Auto von Westen aus der Innenstadt kommend in den östlichen Abschnitt des Plan-
gebietes wollen, über die Verbindung Gollstraße - Sehnder Straße zu erreichen.  

Die Anzahl der Begegnungsfälle wird sich innerhalb des privaten Wohnweges Sehnder Straße 
unter Berücksichtigung der Neuverkehre durch das Planvorhaben weiterhin auf einem niedri-
gen Niveau bewegen. 

Insgesamt sind die geplanten Stellplätze bezogen auf die jeweiligen Nutzungen in Lage und 
Anzahl ausreichend dimensioniert. 

Die öffentlichen Wege sind für eine Befahrbarkeit des geplanten Wohnweges entsprechend 
umzubauen. Ebenso ist eine Anpassung der bestehenden Lärmschutzwand erforderlich, um 
die Befahrbarkeit des geplanten Wohnweges zu gewährleisten. Näheres dazu regelt der 
Durchführungsvertrag. 

 

3.2.2 Fahrradabstellplätze 

Fahrradstellplätze sind bei den jeweiligen Eingangsbereichen der Wohngebäude sowie in der 
Tiefgarage angeordnet. Es sind 34 Stellplätze in der Tiefgarage und 84 oberirdische Stellplätze 
vorgesehen. Die oberirdischen Fahrradabstellmöglichkeiten sind bis auf einen Unterstand im 
Bereich der Pkw-Stellplatzanlage im Osten nicht überdacht. Weitere 6 Fahrradabstellplätze 
sind für die gewerbliche Nutzung im Haus A vorgesehen. 

30 % der Fahrradstellplätze werden mit Lademöglichkeiten für Elektrofahrräder ausgerüstet. 
Alle nicht mit Ladepunkten ausgestatteten Stellplätze werden vorgerüstet.  

Die Sicherung, die Beleuchtung sowie die Qualität der Fahrradabstellplätze werden im Durch-
führungsvertrag geregelt.  
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3.2.3 Ruhender Verkehr 

Die für das Vorhaben notwendigen Pkw-Stellplätze werden sowohl in einer Tiefgarage als 
auch oberirdisch nachgewiesen. 

Die Tiefgarage ist für 36 Pkw-Stellplätze, 6 davon behindertengerecht, dimensioniert. Darüber 
hinaus gibt es 2 Stellplätze für Mopeds bzw. Motorräder. Die Erschließung der Tiefgarage 
erfolgt ausschließlich über die Gollstraße. Die Mindestlänge der Zu- und Abfahrt von 3 m zwi-
schen Garage und öffentlicher Verkehrsfläche wird eingehalten. Zwischen Gollstraße und Be-
ginn der Rampe bzw. der Zufahrt zur Tiefgarage liegen ca. 13 m. Ein Rückstau der zu- und 
abfahrenden Pkws in den öffentlichen Straßenraum wird damit vermieden. Die Rampe über-
schreitet die maximal zulässige Neigung von 15 % nicht. Eine durchgängige Öffnung des Ga-
ragentores zu Verkehrsspitzen ist nicht notwendig. Wenn das Tor einmal geöffnet ist, bleibt es 
auch offen, wenn zwischenzeitlich weitere Fahrzeuge anfordern bzw. in den Überwachungs-
bereich der Anlage einfahren. So können zu Spitzenzeiten auch pulkartige Fahrzeugbewegun-
gen abgefertigt werden, ohne dass sich das Tor schließt. Es wird ein Öffnungs- und Schließ-
vorgang mit leichten Zeitversatz vorgesehen, der immer einer Fahrzeugbewegung zugeordnet 
werden kann. So können Sicherheitsprobleme umgangen werden. 

Für die gewerbliche Nutzung im Erdgeschoss des Hauses A sind baurechtlich zwei Besucher-
stellplätze erforderlich. Diese werden abgelöst. Ein Stellplatz für das Personal wird im Bereich 
der östlichen Pkw-Stellplatzanlage nachgewiesen.  

Die Pkw-Stellplatzanlage im Osten bietet Raum für 20 Pkw-Stellplätze, wovon zwei Pkw-Stell-
plätze für Car-Sharing Angebote bereitgestellt werden sollen.  

Vor dem Haus E werden 6 Pkw-Stellplätze untergebracht, drei davon behindertengerecht. Pro 
Reihenhaus wird jeweils ein Pkw-Stellplatz festgesetzt.  

10 % der Pkw-Stellplätze werden mit Ladepunkten für Elektrofahrzeuge ausgestattet. Alle nicht 
mit Ladestationen ausgestatteten Stellplätze werden vorgerüstet.  

Die Fläche der Tiefgarage mitsamt den Abstell- und Technikräumen wird zeichnerisch in der 
Planzeichnung gekennzeichnet. 

 

3.2.4 Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 

Zwischen Lehrter und Sehnder Straße ist zur Erschließung der Reihenhäuser ein Wohnweg 
geplant.  

Für die Anlieger wird ein Geh-, Fahrrecht eingeräumt.  

Für den Wohnweg wird ein Gehrecht für die Allgemeinheit festgesetzt.  

Um die Ver- und Entsorgung sicherzustellen wird ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht für die 
Versorgungsträger eingeräumt.  

Die Geh-, Fahr- und Leitungsrechte werden im Grundbuch gesichert.  

 

3.3 Rettungswege 

Für jedes Gebäude wird der erste Rettungsweg über das Treppenhaus sichergestellt. 

Der zweite Rettungsweg der Häuser B, C, D und E wird über Möglichkeiten zum Anleitern an 
den Balkonen sichergestellt. Bei den Reihenhäusern ist der zweite Rettungsweg über die nach 
Osten ausgerichteten Wandöffnungen gegeben. Die Wandöffnungen befinden sich nicht mehr 
als 8 m über der Geländeoberfläche, sodass eine Rettung über tragbare Leitern der Feuerwehr 
möglich ist. 
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Für das Haus A erfolgt der zweite Rettungsweg für das 1. und 2. Obergeschoss ebenfalls über 
Möglichkeiten zum Anleitern an die Balkone. Für die letzten beiden Geschosse ist der Einsatz 
eines Drehleiterfahrzeuges der Feuerwehr notwendig. Notwendige Aufstellflächen werden im 
Bereich der Tiefgaragenzufahrt, der Gollstraße und am Kreuzungsbereich Lehrter Straße/Goll-
straße geplant.  

Die Zu- und Durchgänge zu den zum Anleitern bestimmten Stellen sind min. 1,25 m breit, 
sodass die Anforderungen des § 1 Abs. 1 DVO-NBauO eingehalten werden. 

Die geplanten Reihenhäuser liegen jeweils weniger als 50 m von der Lehrter Straße und der 
Sehnder Straße entfernt. Eine Zu- bzw. Durchfahrt zu den hinter den Gebäuden liegenden 
Grundstücksflächen ist daher nicht notwendig. Ein Wohnweg zwischen Sehnder und Lehrter 
Straße ist vorgesehen. Auch die Häuser A – E sind weniger als 50 m von einer öffentlichen 
Verkehrsfläche entfernt, sodass keine Zu- oder Durchfahrt notwendig ist.  

Die Anordnung der Bewegungs- und Aufstellflächen für das Rettungsgerät der Feuerwehr ist 
in der Planung berücksichtigt und wurde abgestimmt. Der Brandschutznachweis erfolgt im 
Bauantragsverfahren.  

Die Rettungswege werden frei von Bepflanzungen gehalten, sodass das in Stellung bringen 
von Rettungsgeräten der Feuerwehr ohne Einschränkungen möglich ist.  
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Abbildung 2: Feuerwehraufstellflächen für das Haus A; Quelle: sabo Architekten. 
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3.4 Immissionsschutz 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans wurde die Geräuschsituation, hervorgerufen 
durch den umliegenden öffentlichen Straßenverkehr, die oberirdisch verlaufende Straßen-
bahnlinie sowie den Gewerbelärm der gegenüberliegenden Gaststätte, überprüft und gemäß 
DIN 18005 bewertet.3 Für die geplante Bebauung ist eine Einstufung als allgemeines Wohn-
gebiet vorgesehen. 

 

3.4.1 Beurteilungsgrundlagen 

Orientierungswerte gemäß DIN 18005  

Im Rahmen der Bauleitplanung sind im Beiblatt 1 zur DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau" 
in Abhängigkeit von der jeweiligen beabsichtigten Nutzung eines Gebietes Orientierungswerte 
angegeben. Für ein allgemeines Wohngebiet sind tagsüber zwischen 06.00 und 22.00 Uhr 55 
dB(A) und nachts zwischen 22.00 und 06.00 Uhr 45 bzw. 40 dB(A)4 einzuhalten.  

Für Außenwohnbereiche, wie Terrassen, Balkone und Loggien, sollte als Zielsetzung die Ein-
haltung des Orientierungswertes von 55 dB(A) am Tag gelten, was auf Grund der innerstädti-
schen Bebauung meist jedoch nicht erreicht werden kann. Eine Überschreitung um 5 dB(A) ist 
grundsätzlich abwägungsfähig, die Grenzwerte für Mischgebiete der 16. BImSchV (64 dB(A)) 
sollten jedoch nicht überschritten werden. Der Verweis auf die Grenzwerte für Mischgebiete 
erfolgt, weil Wohnen in diesem Baugebietstyp zulässig ist und die höheren Lärmwerte für die 
Wohnnutzung als verträglich gelten. Für das allgemeine Wohngebiet ist hinsichtlich der Über-
schreitung eine entsprechende Abwägung vorzunehmen und gesunde Wohn- und Arbeitsver-
hältnisse nachzuweisen.  

 

Immissionsrichtwerte gemäß TA Lärm  

Zur Beurteilung von Gewerbelärm in der Nachbarschaft wird die TA Lärm herangezogen. Es 
gelten in Abhängigkeit von der Nutzung der Gebiete Richtwerte, die den Orientierungswerten 
der DIN 18005 Beiblatt 1 für Industrie- und Gewerbelärm entsprechen. Für ein allgemeines 
Wohngebiet sind tagsüber 55 dB(A) und nachts5 40 dB(A) einzuhalten. In der Nachtzeit wird 
die volle Stunde mit dem höchsten Beurteilungspegel, zu dem die zu beurteilende Anlage re-
levant beiträgt, der Beurteilung zugrunde gelegt.   

Die jeweils zulässigen Immissionsrichtwerte dürfen durch einzelne, kurzzeitige, selten auftre-
tende Geräuschereignisse am Tag um nicht mehr als 30 dB(A) und in der Nacht um nicht mehr 
als 20 dB(A) überschritten werden.   

Die genannten Immissionsrichtwerte sind immissionsortbezogen und sind durch die Gesamt-
belastung als Summe aller Geräuschimmissionen gewerblicher Herkunft einzuhalten. 

 

Pkw-Stellplätze 

Die Geräuschimmissionen von Parklätzen werden nach der vom Bayerischen Landesamt für 
Umweltschutz veröffentlichten „Parkplatzlärmstudie“ berechnet und beurteilt. In der Studie 
werden die Ergebnisse von messtechnischen Untersuchungen, verbunden mit zusätzlichen 
Zählungen der Anzahl der Fahrzeugbewegungen an verschiedenen Parkplätzen, Parkhäusern 

                                                
3 TAD – Technische Akustik: Schalltechnische Untersuchung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr.: 1865  
   – Lehrter Straße/Gollstraße, Hannover-Anderten, 06.05.2019. 
4 Der niedrigere Wert gilt für Industrie-, Gewerbe- und Freizeitlärm. 
5 Tagsüber: 06.00 – 22.00 Uhr, nachts: 22.00 – 06.00 Uhr. 
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und Tiefgaragen, vorgestellt. Sie wird als Grundlage für Planungsempfehlungen bei Parkplät-
zen, Parkhäusern und Tiefgaragen aus schallschutztechnischer Sicht benutzt. Gemäß der 
„Parkplatzlärmstudie“ berechnet man die Geräuschbelastung des Betriebs eines Parkplatzes 
durch Betrachtung der eigentlichen Parkvorgänge, wie z. B. An- und Abfahrt, Motorstart und 
Türenschlagen, sowie dem Durchfahrverkehr. 

 

3.4.2 Geräuschquellen 

Gewerbliche Geräuschemissionen  

Für den Gaststättenbetrieb an der Lehrter Straße 59, westlich des Plangebiets sind 5 oberir-
dische Stellplätze zu berücksichtigen. Weitere Stellplätze stehen im öffentlichen Straßenbe-
reich zur Verfügung. Nennenswerte weitere Emissionsquellen wurden beim Ortstermin nicht 
erkannt. Die Öffnungszeiten der Gaststätte sind tagsüber sowie abends bis 23:00 Uhr. In der 
Prognose wird von ca. 100 An- und Abfahrten tagsüber ausgegangen. Nach 22:00 Uhr wird 
davon ausgegangen, dass keine weiteren Gäste einparken, der Parkplatz demnach aber ma-
ximal vollständig gelehrt wird. Daher wurden im Modell 100 Pkw- Bewegungen am Tag sowie 
5 Pkw-Bewegungen in der maßgeblichen Nachtstunde angesetzt.   

An der Gollstraße 8 liegt nördlich des Vorhabens das Hofgebäude eines landwirtschaftlichen 
Betriebes. Auf Grund der örtlichen Lage im Stadtbereich sind von diesem Betrieb keine nen-
nenswerten Emissionen zu erwarten.   

Südlich des Vorhabens befindet sich ein Gewerbebetrieb, Zur Mühle 1-3, in Richtung des ge-
planten Vorhabens bestehen keine Lärmquellen, die Betriebsfläche und die Anlieferung ist 
Richtung Süden ausgerichtet. Die Emission ist begrenzt durch nahegelegene Wohnnutzungen 
im südlichen Umfeld. Nennenswerte Immissionen am geplanten Vorhaben sind nicht zu er-
warten.  

Östlich des Vorhabens befindet sich an der Lehrter Str. 86 eine Tankstelle. Vorhandene Emis-
sionen der Tankstelle stellen derzeit keine Geräuschbelästigung an nähergelegenen Wohn-
häusern im Bereich der Sehnder Straße dar, der nördliche Bereich der Sehnder Straße befin-
det sich ein einem ausgewiesenen reinen Wohngebiet mit höherem Schutzanspruch als das 
geplante Vorhaben. 

 

Öffentlicher Straßen- und Schienenverkehr 

Weitere Immissionen sind von den umgebenden Straßen – Lehrter Straße, Gollstraße und 
Sehnder Straße – sowie von der öffentlichen Stadtbahnlinie 5 zu erwarten.  

 

3.4.3 Ergebnisse 

Gewerbelärm 

Die Ergebnisse der schalltechnischen Untersuchung zeigen, dass die zulässigen Orientie-
rungswerte der DIN 18005 an allen Immissionsorten tagsüber und nachts um mindestens 
3 dB(A) unterschritten bleiben. Die zulässigen Spitzenpegel gemäß TA Lärm werden ebenfalls 
an allen Immissionsorten tagsüber und nachts eingehalten. Der Betrieb einer Gaststätte an 
Lehrter Straße 59 ist somit für die geplante Wohnbebauung verträglich. 
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Öffentlicher Straßen- und Schienenverkehr 

Die Ergebnisse zeigen, dass sowohl tagsüber als auch nachts die Orientierungswerte der DIN 
18005 zum Teil überschritten werden. An den Fassaden der Gebäude liegen die Beurteilungs-
pegel während der Tagzeit zwischen 48 dB(A) und 69 dB(A), nachts zwischen 40 dB(A) und 
60 dB(A). Maßnahmen zum Schutz vor Verkehrsgeräuschen sind somit erforderlich. 

 

Außenbereiche 

Die Geräusche der Außenbereiche (Gärten, Terrassen, Balkone) werden maßgeblich durch 
den Verkehr der Lehrter Straße geprägt. Der hier ermittelte Beurteilungspegel errechnet sich 
durch eine Mittelung der Verkehrsstärken zu Tagzeit (06.00 Uhr bis 22.00 Uhr).  

 

Garten/Terrassen 

Für die Garten- und Terrassenbereiche werden unter Berücksichtigung einer Schallschutz-
wand entlang der Lehrter Straße mit unterschiedlichen Höhen die Immissionsgrenzwerte der 
16. BImSchV (Mischgebiete) für Außenwohnbereiche eingehalten. Für die meisten Terrassen 
liegt der Beurteilungspegel unterhalb 60 dB(A), lediglich am kreuzungsnahen Haus B steigt 
der Wert auf 62 dB(A).  

 

Balkone 

Für die Balkone wurde eine geschlossene Brüstung berücksichtigt. Für alle Balkone werden 
die Immissionsrichtwerte der 16. BImSchV (Mischgebiete) eingehalten. Für die meisten Bal-
kone liegt der Beurteilungspegel unterhalb 60 dB(A), vereinzelt steigt der Wert bis auf 
62 dB(A). 

 

Die Überschreitung der Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV für allgemeine Wohngebiete 
ist hinnehmbar. Die höchste Lärmbelastung wird im Bereich direkt hinter der Lärmschutzwand 
erreicht (bis 68 dB(A)6), hier sind jedoch keine Aufenthaltsbereiche geplant, sodass die höhere 
Belastung keine Auswirkungen hat. Im Bereich der Gemeinschafts- und Spielflächen sowie bei 
den Gärten/Terrassen und Balkonen ist davon auszugehen, dass zu den Nutzungszeiten der 
Außenbereiche die Verkehrslage deutlich entspannter ist und somit die wahrgenommenen 
Geräusche teils erheblich geringer sind, als die Ergebnisse der Berechnung. 

 

3.4.4 Maßnahmen 

Schutz vor Verkehrsgeräuschen 

Aktive Schallschutzmaßnahmen sind im Bereich der Straßenführung der Lehrter Straße in 
Form einer geklinkerten, innenseitig begrünten Schallschutzwand berücksichtigt, diese hat al-
lerdings auf die oberen Geschosse nahezu keine Auswirkung. Ohne Schallschutzwand wäre 
die Belastung der Außenbereiche sowie der unteren Geschosse um rund 8 dB(A) höher. Die 
Schallschutzwand ist so dimensioniert, dass die Anforderungen an Außenbereiche (Gärten) 
eingehalten werden. Die Höhe der Wand entlang der Lehrter Straße variiert auf Grund des 
Anstiegs selbiger, gegenüber den jeweiligen Gartenniveaus wird sie mit Versätzen im Bereich 
der Durchgänge konstant gehalten. Die Schallschutzmauer ist maximal 2,25 m hoch. 

                                                
6 Anhang G der schalltechnischen Untersuchung, Stand 06.05.2019. 
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Der Durchführungsvertrag regelt die Sicherung der Lärmschutzwand mittels Baulast, den dau-
erhaften Erhalt sowie die Fertigstellung der baulichen Anlage vor Bezug der Wohnungen.  

Zum Schutz vor den Geräuschen aus dem öffentlichen Schienenverkehr und Straßenverkehr 
werden für die Wohngebäude passive Schallschutzmaßnahmen umgesetzt. Dadurch werden 
gesunde Wohnverhältnisse im Inneren des Gebäudes ausgehend von den vorhandenen maß-
geblichen Außenlärmpegeln und der Gebäudegeometrie sichergestellt.   

Im Januar 2018 ist eine neue DIN 4109 erschienen, die gegenüber der bisherigen DIN 4109 
eine Änderung in Bezug auf die Berechnung des maßgeblichen Außenlärmpegels zur Bemes-
sung der erforderlichen Fassadenschalldämmung enthält. Hierin wird nicht wie bisher nur die 
Tagzeit herangezogen, sondern es ist jeweils der höhere Wert aus einer Berechnung für die 
Tagzeit und die (um 10 dB(A) erhöhte) Nachtzeit zu Grunde zu legen.  

 

Maßgebliche Außenlärmpegel gemäß DIN 4109 (2018) 

Die passiven Lärmschutzmaßnahmen gemäß DIN 4109 (2018) werden anhand der maßgeb-
lichen Außenlärmpegel dB-genau ausgelegt. Die Anforderungen an die gesamten bewerteten 
Bau‐Schalldämm‐Maße R′w, ges der Außenbauteile von schutzbedürftigen Räumen ergibt 
sich unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Raumarten nach folgender Gleichung: 

R′w,ges = La – KRaumart 

Dabei ist 

KRaumart  = 25 dB für Bettenräume in Krankenanstalten und Sanatorien;   

KRaumart = 30 dB für Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume im  

Beherbergungsstätten, Unterrichtsräume und Ähnliches; 

KRaumart  = 35 dB für Büroräume und Ähnliches;   

der maßgebliche Außenlärmpegel. 

 

Mindestens einzuhalten sind: 

R′w,ges  = 35 dB für Bettenräume in Krankenanstalten und Sanatorien; 

R′w,ges  = 30 dB für Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume in  

Beherbergungsstätten, Unterrichtsräume, Büroräume und Ähnli-
ches. 

Für gesamte bewertete Bau-Schalldämm-Maße von R′w,ges > 50 dB sind die Anforderungen 
aufgrund der örtlichen Gegebenheiten festzulegen.  

Der maßgebliche Außenlärmpegel La vor den Fassaden errechnet sich gemäß der DIN 4109 
(2018) aus dem Beurteilungspegel (tags) des öffentlichen Verkehrs unter Berücksichtigung 
einer Korrektur von + 3 dB(A).  

Zusätzlich gilt: Beträgt die Differenz der Beurteilungspegel zwischen Tag und Nacht weniger 
als 10 dB(A), so ergibt sich der maßgebliche Außenlärmpegel zum Schutz des Nachtschlafs 
aus dem 3 dB(A) erhöhten Beurteilungspegel für die Nacht mit einem Zuschlag von 10 dB(A). 
Aufgrund der Frequenzzusammensetzung von Schienenverkehrsgeräuschen in Verbindung 
mit dem Frequenzspektrum der Schalldämm-Maße von Außenbauteilen ist der Beurteilungs-
pegel für Schienenverkehr pauschal um 5 dB(A) zu mindern. Der Zuschlag zur Berücksichti-
gung der erhöhten nächtlichen Störwirkung (größeres Schutzbedürfnis in der Nacht) gilt nur 
für Räume, die überwiegend zum Schlafen genutzt werden können. 
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Maßnahmen gemäß DIN 4109 (2018) 

Für die geplante Bebauung ergeben sich maßgebliche Außenlärmpegel bis zu 73 dB(A). Hie-
raus ergeben sich Anforderungen für das gesamte bewertete Bau-Schalldämm-Maß R’w,ges 
für eine Wohnnutzung von 30 bis 43 dB. 

Grundsätzlich sollten Aufenthaltsräume in Wohnungen auch zur Nachtzeit belüftet werden 
können. Entsprechend der NBauO ist eine natürliche Belüftung durch das Öffnen eines Fens-
ters zu bevorzugen. In den meisten innerstädtischen Wohngegenden ist dies heutzutage auf 
Grund der, auch nachts, hohen Geräuschbelastung schwierig mit einem ungestörten Schlaf 
vereinbar. Im Beiblatt 1 der DIN 18005 wird darauf hingewiesen, dass bereits bei Beurteilungs-
pegeln über 45 dB(A) selbst bei nur teilweise geöffnetem Fenster ungestörter Schlaf häufig 
nicht mehr möglich ist.  

 

Gestaltung der Grundrisse  
Die bevorzugte Möglichkeit, in lärmbelasteten Gegenden einen ungestörten Schlaf zu ermög-
lichen, sollte die Gestaltung des Grundrisses der einzelnen Wohnungen sein. Die Ausrichtung 
der Schlafräume sollte bevorzugt zur lärmabgewandten Seite erfolgen. Durch diese Anord-
nung kann eine zweckgebundene Lüftung ohne Lärmbelastung erfolgen.  

 

Hochwertige Fenster (Schallschutzfenster) 
In Mehrparteienhäusern ist nicht immer eine Gestaltung der Grundrisse, wie zuvor beschrie-
ben, möglich. Hier kann durch den Einsatz von speziellen, hochwertigen Fenstern auch bei 
gekippter Stellung ein Innenpegel zur Nachtzeit von 30 dB(A) erzielt werden. Für Aufenthalts-
räume, an deren Außenseite ein Lärmpegel unter 60 dB(A) nachts erreicht wird, können alter-
nativ Lüftungsanlagen eingebaut werden.  

 

Das Bauvorhaben an der Lehrter Straße Ecke Gollstraße ist auch zur Nachtzeit durch die um-
liegenden Straßen belastet. Signifikante Unterschiede zwischen den einzelnen Stockwerken 
bestehen nicht. Eine detaillierte Betrachtung der einzelnen Häuser und die darin erforderlichen 
Maßnahmen erfolgt in der Schalltechnischen Untersuchung zum vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan Lehrter Straße, öffenbare Fenster7.   

 

Zur Sicherung der Umsetzung der benannten Maßnahmen werden die folgenden textlichen 
Festsetzungen in den Bebauungsplan aufgenommen. Die erforderlichen Lärmwerte beziehen 
sich auf die Beurteilungspegel nachts. 

(1) Im Plangebiet sind zum Schutz vor Verkehrslärm bei Lärmpegeln zwischen 45 dB(A) 
und 60 dB(A) nachts besondere Vorkehrungen (z.B. Schallschutzfenster, schallge-
dämmte Lüftungseinrichtungen, schalldämmende Außenwände) zu treffen, die geeig-
net sind, in den Aufenthalts- und Schlafräumen gesunde Wohn- und Arbeitsverhält-
nisse zu gewährleisten, wenn nicht auf andere Weise ausreichender Lärmschutz si-
chergestellt wird.  

(2) Bei Lärmpegeln über 60 dB(A) nachts sind in Wohnungen mindestens die Hälfte (bei 
Dezimalzahlen aufgerundet) der Aufenthaltsräume mit mindestens einem Fenster zur 
lärmabgewandten Seite auszurichten.  

                                                
7 TAD – Technische Akustik: Schalltechnische Untersuchung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Lehrter 

Straße, Hannover-Anderten, Hier: öffenbare Fenster zur Nachtzeit, 19.10.2018. 
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(3) In Wohnungen, bei denen Abs. 2 nicht erfüllt werden kann, sind in mindestens der Hälfte 
(bei Dezimalzahlen aufgerundet) der Aufenthaltsräume besondere Fensterkonstruktio-
nen (z.B. teilgeöffnete Fenster), unter Wahrung einer ausreichenden Belüftung, zu ver-
wenden, wenn nicht durch andere bauliche Maßnahmen gleicher Wirkung (z.B. vorge-
setzte Prallscheiben, verglaste / teilverglaste Loggien) ausreichender Lärmschutz ge-
währleistet wird.  

 

Der Nachweis der erforderlichen Innenpegel (nach DIN 4109) erfolgt im Rahmen des Bauge-
nehmigungsverfahrens (baulicher Schallschutz). 

 

3.5 Energiekonzept/energetische Maßnahmen 

Der Vorhabenträger beabsichtigt, bei diesem Bauvorhaben den Niedrigenergiehausstandard 
Plus (gem. den ökologischen Standards) als Mindeststandard umzusetzen. Das heißt die 
Transmissionswärmeverluste des Neubauobjekts liegen 15 % unter dem Kennwert des Refe-
renzgebäudes der EnEV.  

Fernwärme steht vor Ort nicht zur Verfügung. Als Primärenergieträger zur Wärmeenergieer-
zeugung soll deshalb Erdgas zum Einsatz kommen. Das Energiekonzept für das gesamte 
Baufeld sieht einen Nahwärmeverbund vor. 

Für die Gebäude A, B, C, D, E und die Reihenhäuser ist eine Versorgung über eine dezentrale 
KWK-Anlage (Kraft-Wärme-Kopplung) vorgesehen: Die Heizzentrale mit BHKW (Blockheiz-
kraftwerk) und Spitzenlastkessel wird in Haus A installiert werden. 

Die Reihenhauszeile mit insgesamt 4 Nutzeinheiten wird zusätzlich mit thermischen Solarzel-
len zur Erwärmung des Brauchwassers belegt. 

Die Anforderungen der Landeshauptstadt Hannover an eine emissionsarme Wärmeversor-
gung werden mit dem vorgesehenen Anlagenkonzept erfüllt. 

Die Flachdächer werden mit einer Gefälledämmung versehen. Dachbegrünung ist bei dem 
Bauvorhaben nicht vorgesehen. Der Bauherr plant ein Retentionsdach, um die erforderliche 
Rückhaltung von Regenwasser zu erfüllen. Die Dächer werden für die mögliche Errichtung 
von Photovoltaikanlagen vorgerüstet.  

4. Ver- und Entsorgung 

Bei dem Vorhaben handelt es sich um eine Wohnanlage mit sechs Baukörpern und einer Tief-
garage in Teilen des Baufeldes an der Lehrter Straße 61 in Hannover. In der Konzeption der 
beauftragten Architekten sind Technikräume vorgesehen. Folgende Technikräume werden be-
reitgestellt: 

▪ Hausanschlussräume Elektro in den Häusern A,B,C,D,E 
▪ Hausanschlussräume Wasser/ Gas/ Nahwärme in den Häusern A,B,C,D,E 
▪ Technikzentralen Heizung im Haus A 

Die Konzeption der TGA- und ELT- Anlagen wurde nach folgenden Konstellationen aufgestellt:  

Die Baukörper A, B und C werden die Tiefgarage als Gesamteigentum beinhalten. Die Er-
schließung der einzelnen Häuser A, B und C erfolgt daher über die Tiefgarage. Die Baukör-
per D und E sind als eigenständige Einheiten zu betrachten und werden separat erschlossen. 
Die Baukörper F1, F2, F3 und F4 (Reihenhäuser) sind als eigenständige Baukörper zu be-
trachten. Jeder Baukörper soll separat erschlossen werden. 
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Das Haus A wird von der Gollstraße erschlossen und bedient dann die Häuser B und C. Die 
Häuser D und E werden von der Lehrter Straße erschlossen. Die Häuser F1, F2, F3 und F4 
werden von der Lehrter Straße über die neue private Zufahrt erschlossen. 

Die Erschließung bzw. Ver- und Entsorgung des Baufeldes wurde mit den Spartenträgern ab-
gestimmt. 

 

4.1 Öffentliche Erschließung 

Die Erschließung des Baufeldes mit Schmutzwasser und Regenwasser erfolgt nach der Sat-
zung der Stadt Hannover. Die Erschließung der Gebäude mit Gas, Wasser und Strom erfolgt 
nach den TAB (technische Anschlussbedingungen) der enercity Hannover. Die Erschließung 
der Gebäude mit Telekommunikationsmedien erfolgt nach den Anschlussbedingungen der Te-
lekom sowie der Kabel Deutschland/Vodafone.   

Alle vorgenannten Medien sind direkt am Baufeld mit ausreichender Kapazität vorhanden.  

 

4.2 Abwasserentsorgung 

Die Entwässerung der Baukörper erfolgt im Trennsystem.  

Die Einleitungsbeschränkung zur Regenwasserableitung beträgt 40 l/s je ha. Die Rückhaltung 
des Dachwassers erfolgt auf den Dachflächen. Mit dem Tragwerkplaner wurde hier ein Aufstau 
vereinbart. Die genaue Rückhaltehöhe wird im Rahmen des Überflutungsnachweises zum Ent-
wässerungsgesuch ermittelt. Die Ableitung der zulässigen Regenwassermengen erfolgt in den 
Regenwasserkanal der Stadt Hannover. Die Einleitung des Regenwassers in den öffentlichen 
Regenwasserkanal ist mit der Stadt Hannover abgestimmt, da eine Versickerung aufgrund der 
Bodenbeschaffenheit und der fehlenden Flächen zum Bau der Rigolen in beträchtlicher Größe 
technisch nicht möglich ist.  

Das Regenwasser aus den Freiflächen wird natürlich, ohne besondere Bauwerke oder Sys-
teme, versickert. 

Regenwasserkanäle des öffentlichen Kanalnetzes verlaufen in der Lehrter Straße (DN 300). 
Im Kurvenbereich der Gollstraße beginnt ein Regenwasserkanal (DN 250).  

 

Das Schmutzwasser aus den Gebäuden wird auf dem Grundstück gesammelt und in den 
Schmutzwasserkanal der Stadt Hannover abgeleitet. Alle Kanalanschlusspunkte wurden mit 
der Stadtentwässerung abgestimmt. Entlang der Lehrter Straße und der Gollstraße verlaufen 
Schmutzwasserkanäle (DN 250). 

Geplant sind drei Anschlüsse Regenwasser und drei Anschlüsse Schmutzwasser an das öf-
fentliche Kanalnetz. Die entsprechenden Anschlussstellen wurden so gewählt, dass die beste-
henden Anschlüsse aus der Altbebauung wieder verwendet werden können. Tiefbauarbeiten 
auf der Lehrter Straße bleiben so erspart.  

 

4.3 Wasserversorgung 

Die Erschließung der aller Gebäude mit Trinkwasser ist mit zwei Erschließungsleitungen aus 
dem Netz der enercity geplant.   

Eine Erschließungsleitung ist von der Gollstraße vorgesehen und soll die Häuser A, B und C 
mit Trinkwasser erschließen.   
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Die zweite Erschließungsleitung ist von der Sehnder Straße aus geplant. Hier steht eine aus-
reichend dimensionierte Anschlussleitung aus dem Bestand zur Verfügung. Diese Leitung soll 
die Gebäude F1, F2, F3, F4, E und D mit Trinkwasser versorgen.  

Jedes Gebäude erhält eine separate Zähleinrichtung des Wasserversorgungsunternehmens 
(WVU). 

Nach Rückmeldung des Brandschutzgutachters befinden sich in ausreichender Nähe des Vor-
habengebietes Hydranten, die die geforderte Löschwasserbereitstellung sicherstellen.  

 

4.4 Gasversorgung 

Das Energiekonzept für das gesamte Baufeld sieht einen Nahwärmeverbund vor, da Fern-
wärme vor Ort nicht zur Verfügung steht. Als Primärenergieträger kommt daher Erdgas als 
Wärmeenergieerzeuger zum Einsatz, es ist ein entsprechender Erschließungsanschluss an 
das Gelände ist geplant. Der Hausanschluss erfolgt von der Gollstraße in das Gebäude A. In 
der Gollstraße befindet sich eine ausreichend dimensionierte Gasleitung der enercity.  

Im Haus A ist die Heizzentrale für alle Gebäude angesiedelt. Hier wird dann die Wärmeenergie 
mit einem Blockheizkraftwerk (BHKW) und einem Brennwertkessel erzeugt, welche dann über 
ein Nahwärmenetz an die übrigen Gebäude verteilt wird. 

Vom zentralen Kesselhaus wird die Wärme über ein Nahwärmenetz, das sich in den Häusern 
A, B und C im Keller bzw. in der Tiefgarage, verteilt. Die Häuser D, E, F1, F2, F3 und F4 
werden über Kunststoffmantelstahlrohre, die erdverlegt sind, mit Heizwärme erschlossen.  

Bei der Wahl des Aggregates des BHKW wird von einer maximalen Sommerleistung, die in 
der Anlage benötigt wird, ausgegangen. Die geplanten Pufferspeicher von insgesamt 10.000 l 
speichern ca. 350 KW. Dies entspricht einer Bereitstellungszeit von 5 Stunden (350 KW Spei-
cherkapazität/70 KW Leistung je Frischwasserstation) zur Bedienung der Frischwasserstatio-
nen. In der weiteren Planung wird daher ein BHKW mit einer thermischen Leistung von 80 KW 
und einer elektrischen Leistung von 50 KW gewählt. Das BHKW soll als Grundlastmodul be-
trieben werden. Das BHKW ist aufgrund der unterschiedlichen Wassermengen im System 
durch einen Pufferspeicher vom Netz getrennt.  

Da die komplette Wohnanlage einen Anschlusswert von 285 KW aufweist, wird ein Spitzen-
lastkessel erforderlich. Hier wurde ein Brennwertkessel mit einer Nennleistung von 57 bis 
285 KW gewählt.  

Das Nahwärmenetz soll in einem gleitenden Betrieb, geführt über die Außentemperatur, be-
trieben werden.  

 

4.5 Stromversorgung 

Die Erschließung aller Gebäude mit Strom erfolgt aus dem Niederspannungsnetz der enercity 
Hannover.  

Das Haus A erhält einen Niederspannungsanschluss zur Stromversorgung der Häuser A, B 
und C. Im Hausanschlussraum (HAR) des Haus A sind die entsprechenden Zählereinrichtun-
gen und die Niederspannungshauptverteilung (NSHV) für die Gebäude A, B und C unterge-
bracht. Weiter ist im Haus A die Zählereinrichtung und die NSHV für die Allgemeinverbraucher, 
die Tiefgarage, sowie der Einspeisepunkt für das geplante BHKW vorgesehen.  

Die Gebäude D und E erhalten von der Lehrter Straße je einen Niederspannungsanschluss. 
Zur Unterbringung der Zählereinrichtungen und der dazu gehörigen NSHV ist für die Gebäude 
D und E je ein Technikgebäude an der Grundstücksgrenze geplant, da die Wohngebäude nicht 
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unterkellert sind. Die Technikgebäude dienen auch dem Anschluss für Trinkwasser und Hei-
zung. Die Nebenanlagen befinden sich direkt hinter der Schallschutzmauer entlang der Lehrter 
Straße und sind von dieser aus nicht sichtbar. 

Die Gebäude F1, F2, F3 und F4 werden von der Lehrter Straße über die geplante private 
Zufahrt mit je einem Hausanschluss versehen. Die Zufahrt beinhaltet ein Geh-, Fahr- und Lei-
tungsrecht für alle Versorgungsträger. 

Die Reihenhäuser werden zur Einhaltung der EnEV-Anforderungen mit thermischen Solarzel-
len ausgestattet. Es sind drei Zellen je Gebäudeeinheit geplant, die einen bivalenten Boiler zur 
Brauchwasserbereitung speisen.  

Die Stromüberproduktion durch das BHKW wird ins Netz eingespeist und dann über die Ta-
rifzähler des Elektroversorgungsunternehmens (EVU) wieder im Gebäude verbraucht. Die 
Verrechnung und Abrechnung der Energieströme werden dann durch einen Dienstleister, der 
gemäß der Heizkostenverordnung auch die jährliche Heizkostenabrechnung erstellt, vorge-
nommen. 

 

4.6 Telekommunikation 

Die Erschließung mit Telefon und DSL erfolgt aus dem Netz der Telekom. Die Versorgung der 
Gebäude mit Breitbandkabel erfolgt aus dem Netz der Kabel Deutschland/Vodafone.  

Der Hausanschluss für Telefon, DSL und Kabel für die Gebäude A, B und C befinden sich im 
HAR des Gebäudes A. Der Anschluss erfolgt von der Gollstraße aus.  

Die Gebäude D und E erhalten von der Lehrter Straße aus je einen Anschluss für Telefon, 
DSL und Kabel.  

Die Gebäude F1, F2, F3 und F4 werden von der Lehrter Straße über den geplanten privaten 
Wohnwegmit je einem Hausanschluss für Telefon, DSL und Kabel erschlossen. 

 

4.7 Nicht öffentliche Erschließung 

Auf dem Baufeld werden die Abwässer im Trennsystem erfasst. Die Sammelleitungen der Ge-
bäude A, B und C befinden sich in der Tiefgarage. Da die Tiefgarage natürlich be- und entlüftet 
wird, sind diese Leitungen mit einer Dämmung auszustatten.  

Die Sammelleitungen im Erdreich sollen aus Kunststoffrohr erstellt werden. Geplant ist hier 
KG 2000 Rohrmaterial, das PVC frei ist.  

Alle Sammelleitungen erhalten gemäß der Entwässerungssatzung End-, Durchlauf- und Haus-
anschlussschächte. Alle Schachtdeckel werden in D 400 erstellt. 

Die öffentliche Erschließung mit Trinkwasser endet mit der Zähleranlage des WVU. Die weitere 
Verteilung erfolgt in den Häusern A, B und C durch die Tiefgarage. Diese Leitungen werden 
mit einer Begleitheizung und einer Dämmung ausgestattet, da die Tiefgarage nicht frostfrei ist. 
Die Versorgungsleitungen im frostfreien Bereich erhalten nur eine Dämmung.  

Die Erschließung der Häuser D und E erfolgt über Erdleitungen aus HDPE8. Der Übergabe-
punkt in den Häusern soll jeweils unter dem ersten Treppenlauf im EG sein. Hier ist auch die 
Hausabsperrung vorgesehen.  

Die Erschließung mit Heizenergie erfolgt aus dem zentralen Kesselhaus im Gebäude A. Von 
hier aus wird die Wärme über ein Nahwärmenetz, das sich in den Häusern A, B und C im 
Keller bzw. in der Tiefgarage befindet, verteilt.  

                                                
8 HDPE: Hart-Polyethylen (englisch: High Density Polyethylen), Polyethylen mit hoher Dichte. 
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Die Häuser D, E, F1, F2, F3 und F4 werden über Kunststoffmantelstahlrohre, die erdverlegt 
sind, versorgt. 

Jedes Gebäude (A, B, C, D, E) erhält eine Übergabestation mit Wärmetauscher, einen Puffer-
speicher mit Frischwassermodul, eine Regelanlage und einen Wärmemengenzähler. Die Ge-
bäudeeinheiten F1 bis F4 erhalten kein Frischwassermodul, sondern einen bivalenten Solar-
boiler mit je drei thermischen Solarzellen. 

 

4.8 Abfallentsorgung 

Die Abfallbehälter der Häuser A – E werden in Nebenanlagen entlang der Lehrter Straße un-
tergebracht. Teilweise sind die Abfallbehälter mehr als 15 m von Ladepunkt entfernt. Daher 
wird die Möglichkeit in Anspruch genommen, eine zusätzliche Gebühr zu Abholung über eine 
Wegstrecke von 15 m hinaus zu zahlen. Die Abwicklung der Müllleerung ist nicht Teil des 
Bebauungsplans und wird zu einem späteren Zeitpunkt geregelt.  

Für die Entsorgung der Abfallbehälter der Reihenhäuser im rückwärtigen Grundstücksbereich 
ist ein Befahren des Vorhabengebietes durch die Müllabfuhr notwendig und aus Sicht des 
Zweckverbandes Abfallwirtschaft (AHA) unproblematisch, sofern der Wohnweg ausreichend 
dimensioniert ist und durchfahren werden kann. Beide Punkte werden erfüllt. Weiterhin wird 
eine Nutzungsvereinbarung der Zuwegung zwischen dem Entsorgungsunternehmen und dem 
Eigentümer getroffen. Die Abfallbehälter befinden sich vor den Gebäuden.  

Für die Versorgungsträger aller technischen Medien wird ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht 
im Bebauungsplan festgesetzt.  

 

5. Umweltbelange 

Nachfolgend werden die Umweltbelange zusammengefasst dargestellt. Die erforderliche Um-
weltprüfung mit Umweltbericht liegt mit dem „Teil II – Umweltbericht“ als eigenständiger Teil 
der Begründung vor. 

 

5.1 Altlasten/Altablagerungen 

Aufgrund der langjährigen Nutzung des Vorhabengrundstückes für gewerbliche Nutzungen 
und der geplanten Entwicklung einer Wohnbebauung ist zur Wahrung insbesondere gesunder 
Wohnverhältnisse auf mögliche Bodenverunreinigungen zu achten.  

Das Plangebiet ist nahezu in Gänze als Altlastenverdachtsfläche ausgewiesen. Nach den Er-
gebnissen einer 2004 durchgeführten Historischen Recherche war hier seit 1950 das Auto-
haus Heyna ansässig, an der Südwestgrenze wurde zeitweise eine Tankstelle betrieben. Wei-
tere Nutzungen, die zu Verunreinigungen des Untergrundes geführt haben könnten (Werkstatt, 
Lackierkabine, Wasch- und Pflegehalle), befanden sich in verschiedenen Grundstücksberei-
chen. Alle Tanks der ehemaligen Tankstelle Heyna wurde im Jahr 2001 im Zuge der Verlän-
gerung der Stadtbahnlinie C-Ost und der damit verbundenen Verlegung der Lehrter Straße in 
nördliche Richtung entfernt. Die Baumaßnahme wurde gutachterlich begleitet.  
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Orientierende Boden- und Bodenluftuntersuchungen9 
Die orientierende Boden- und Bodenluftuntersuchung wurde vorrangig unter abfallrechtlichen 
Aspekten durchgeführt. Die Auswahl der Aufschlusspunkte orientierte sich an Verdachtspunk-
ten (Bereiche von – auch ehemaligen – Tanks, Abscheidern, etc.) und wurde zusammen mit 
dem Vorhabenträger festgelegt.  

In allen Sondierungen der orientierenden Boden- und Bodenluftuntersuchungen wurden unter 
der fast flächendeckend mit Betonpflaster befestigten Fläche oberflächennah aufgefüllte Bö-
den angetroffen. Die sandig/kiesigen Auffüllungen weisen unterschiedliche Anteile an Bau-
schutt auf, z. T. überwiegt auch der Bauschuttanteil. Die aufgefüllten Bodenschichten haben 
eine erbohrte Mächtigkeit von 0,30 - max. 1,10 m. Die Auffüllungsmächtigkeit beträgt im Mittel 
0,65 m. Unter den Auffüllungen folgen die natürlich anstehenden Oberkreide-Mergel bzw. die 
Verwitterungshorizonte der Mergel. Grundwasser wurde in den Mergeln bis zur max. Endteufe 
der Bohrungen von 3 m nicht angetroffen..  

Dieses Auffüllungsmaterial weist in nahezu allen untersuchten Proben deutlich erhöhte Ge-
halte an polycyclischen aromatischen Kohlenwasserstoffen (PAK) auf, teilweise auch leicht 
erhöhte Gehalte an Mineralölkohlenwasserstoffen.  

Im Eluat der Proben der Auffüllungen wurden – analog zu den unterschiedlichen Bauschuttan-
teilen – z. T. stark erhöhte Sulfatgehalte nachgewiesen. 

Alle anderen im Feststoff und Eluat gemessenen Parameter sind unauffällig bzw. nicht bewer-
tungsrelevant. 

Die untersuchten Auffüllungen mit unterschiedlichen Fremdbestandteilen werden nach der 
LAGA - Richtlinie "Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Reststoffen 
..." in die Verwertungsklassen Z 0* - > Z 2 eingestuft. Gefährliche Abfälle wurden nicht nach-
gewiesen. 

In den beiden exemplarisch entnommenen Bodenluftproben wurden keine LHKW gemessen. 
Es wurden aber jeweils leicht erhöhte Gehalte an BTEX-Aromaten ermittelt, die auf die bishe-
rige Nutzung zurückzuführen sind.  

 

Sanierungskonzept 

Im Rahmen der Neubebauung des Grundstücks werden die im Mittel nur weniger als 0,5 m 
mächtigen Auffüllungen komplett vom Grundstück entfernt. Es wird eine sorgfältige Separie-
rung vom anstehenden, bzw. unauffälligen Boden vorgenommen.  

Nach Entfernen der nur geringmächtigen Auffüllungen in den Bereichen der alten Werkstatt 
und der Waschanlage ist aller Voraussicht nach die Quelle der leichten BTEX-Gehalte in der 
Bodenluft beseitigt und es sind keine darüber hinaus gehenden technischen Sicherungsmaß-
nahmen erforderlich. Falls wider Erwarten tieferreichende Belastungen festgestellt werden 
sollten, werden diese entfernt. Eine uneingeschränkte Nutzbarkeit der untersuchten Flächen 
ist damit gegeben.  

Die Bauschuttauffüllung mit dem nachgewiesenen hohen Sulfatgehalt unter der alten Werk-
statt ist kein gefährlicher Abfall und kann unter Berücksichtigung der Einstufung entsprechend 
abgefahren werden.   

Im Rahmen der Baufeldfreimachung für die Neubebauung wird die gesamte ober- und unter-
irdische Bausubstanz inklusive aller Anlagen auf dem Vorhabengebiet (unterirdische Alt-
öltanks im Bereich der Werkstatt, Abscheider, Leitungen, etc.) entfernt. Eine fachgutachterli-
che Begleitung und Dokumentation stellt sicher, dass alle Anlagen fachgerecht ausgebaut und 

                                                
9 ukon Umweltkonzepte: Grundstück Lehrter Straße 61, 30559 Hannover, Autohaus Heyna; Orientierende Boden- 

und Bodenluftuntersuchungen; Untersuchungsbericht; 11.09.2017. 
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entsorgt werden. Nach der vollständigen und flächenhaften Entfernung der in der Regel nur 
geringmächtigen schadstoffhaltigen Auffüllungen kann im Rahmen der fachgutachterlichen 
Begleitung geprüft werden, ob punktuell noch Bereiche vorhanden sind, die ein Schadstoffpo-
tenzial aufweisen. Bestandteil der gutachterlichen Begleitung ist auch die Sicherstellung der 
bodenschutzrechtlichen Kriterien sowie Anforderungen gemäß den Bodenwerten Bauleitpla-
nung Hannover im Bereich von verbleibenden Freiflächen. Alle beschriebenen Maßnahmen 
und ggf. noch erforderlichen Untersuchungen sowie der Umfang der Dokumentation werden 
in Abstimmung mit den zuständigen Abfall- und Bodenschutzbehörden der Region Hannover 
und der Landeshauptstadt Hannover durchgeführt. 

Der Umgang mit den Böden bzw. Altlasten wird ebenso wie die Anforderungen an aufzubrin-
gendes externes Material, der Umfang der fachgutachterlichen Begleitung und die Dokumen-
tation der Maßnahmen im Durchführungsvertrag geregelt.  

 

5.2 Kampfmittel 

Seitens des Vorhabenträgers wurde eine Luftbildauswertung des Vorhabengebietes in Auftrag 
gegeben, welche durch das Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Nieder-
sachsen (LGLN) durchgeführt wurde. Für den überwiegenden Teil des Vorhabengebietes wur-
den keine Bombardierungen festgestellt. In einem zentralen Bereich des Vorhabengebietes 
wurden Bombardierungen bzw. Kriegseinwirkungen festgestellt, für die eine Sondierung sei-
tens des LGLN empfohlen wurde. Der Bereich ist derzeit noch durch das Autohaus überbaut. 
Eine Sondierung erfolgt im Rahmen der Abrissarbeiten. Die Baufeldfreimachung im Verdachts-
bereich wird von einer Fachfirma begleitet und freigemessen.  

 

5.3 Grundwasser/Niederschlagswasser 

Das Vorhabengrundstück befindet sich in einem Gebiet mit Grundwasser in größerer Tiefen-
lage (in Klüften und Spalten). Grundwasser ist nur örtlich in Oberflächennähe zu finden.  

Der maximale Grundwasserstand wird mit 64,75 m NN (Südosten des B-Plangebietes) bis 
63,75 m NN (Nordwesten des B-Plangebietes) ausgewiesen. Aufgrund der Klüftigkeit des an-
stehenden Festgesteins ist mit großen Grundwasserschwankungsbreiten zu rechnen. In un-
mittelbarem Nahbereich existieren keine Grundwassermessstellen der Landeshauptstadt 
Hannover. Die oben angegebenen maximalen Grundwasserstände stammen aus Interpolati-
onen der maximal gemessenen Grundwassermessstellen im weiteren Umfeld. Der Betonan-
griffsgrad des Grundwassers wird im weiteren Umfeld um das Plangebiet mit nicht Beton an-
greifend ermittelt. 

Für den hier zu erwartenden Untergrund ein kf-Wert von schlechter als 1 * 10-6 m/s angegeben 
werden. Der angegebene Wert ist nach DIN 18130 als durchlässig bis schwach durchlässig 
angegeben. Es ist durchaus möglich, dass bei Anschneiden einer Kluft im Festgestein eine 
hohe Durchlässigkeitsrate erreicht wird. Dieses zählt jedoch nicht für die Ermittlung der Versi-
ckerungswerte für Niederschlagswasser im Lockergestein. 

Eine Versickerung von Niederschlagswasser im Bereich des Grundstücks ist bei den vorhan-
denen hydrogeologischen Bedingungen nach den lokalen Erfahrungen und der fehlenden Flä-
chen zum Bau von Rigolen in beträchtlicher Größe technisch nicht möglich. Das anfallende 
Niederschlagswasser auf den Gebäuden wird daher in das öffentliche Kanalnetz eingeleitet. 
Dies wurde mit dem Fachbereich Stadtentwässerung der Stadt Hannover abgestimmt.  

Die Dächer der Gebäude dienen als Zwischenspeicher. Die Einleitbeschränkung von 40 l/s*ha 
wird durch geeignete Dachabläufe eingehalten. Das Regenwasser auf den Freiflächen wird 
natürlich, ohne besondere Bauwerke oder Systeme, versickert. 
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5.4 Störfallbetriebe 

Der Geltungsbereich liegt innerhalb des Achtungsabstandes eines Störfallbetriebes. Die Lan-
deshauptstadt Hannover hat ein Gutachten zur Untersuchung des angemessenen Sicherheits-
abstands für den Störfallbetrieb erstellt und durch das Gewerbeaufsichtsamt prüfen lassen. 
Das Vorhabengebiet liegt nicht innerhalb des Sicherheitsabstandes des Störfallbetriebes. Des-
halb sind keine Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren 
Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundesimmissionsschutzgesetzes zu beachten. 

 

6. Denkmalpflege 

Im Vorhabengebiet und in der näheren Umgebung gibt es keine Baudenkmale.  

Sollten bei Erdarbeiten zur Umsetzung des Vorhabens ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde 
gemacht werden, werden diese der Stadtdenkmalpflege Hannover oder dem Niedersächsi-
schen Landesamt für Denkmalpflege unverzüglich gemeldet. Bodenfunde und Fundstellen 
sind bis zum Ablauf von vier Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen und vor 
Zerstörung zu schützen (§ 14 Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz).  

 

7. Durchführungsvertrag 

Zwischen dem Vorhabenträger und der Landeshauptstadt Hannover wird gemäß 
§ 12 Abs. 1 BauGB ein Durchführungsvertrag abgeschlossen. Darin verpflichtet sich der Vor-
habenträger zur Durchführung des Vorhabens. Im Einzelnen wird Folgendes geregelt: 

▪ Beschreibung und Darstellung des Vorhabens inkl. Freiflächenkonzept 
▪ Durchführungsverpflichtungen und -fristen des Bauvorhabens 
▪ Regelungen zur effektiven Energienutzung 
▪ Regelungen zur Elektromobilität 
▪ Regelungen zu Fahrradabstellplätzen 
▪ Regelungen zum Car-Sharing 
▪ Regelungen zum Anteil geförderten Wohnungsbaus 
▪ Regelungen zur sozialen Infrastruktur 
▪ Regelungen zum Baumschutz auf Baustellen 
▪ Regelungen zum Immissionsschutz 
▪ Regelungen zu Altlasten 
▪ Regelungen zur architektonischen Qualität, Fassaden 
▪ Regelungen zu verkehrlichen Maßnahmen 
▪ Regelungen zu Sicherheitsleistungen, Haftungsausschluss, Rechtsnachfolge, Wech-

sel des Vorhabenträgers, etc.  
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8. Gutachten 

Die in der Begründung zum Bebauungsplan erwähnten Gutachten wurden geprüft. Die Lan-
deshauptstadt Hannover schließt sich den Ergebnissen der Gutachten an. Diese können in 
den Geschäftsräumen der Stadtverwaltung, Fachbereich Planen und Stadtentwicklung, einge-
sehen werden. 

Im Einzelnen sind das: 

bgm baugrundberatung: Baugrundgutachten und abfalltechnischer Prüfbericht (Übersichtser-
kundung); 18-144/1; Hannover-Anderten, Lehrter Straße 61, Neubau einer Wohnanlage; 
Stand: 18.05.2018. 

bgm baugrundberatung: Ergebnisse der Baugrunderkundung durch Kernbohrungen; Hanno-
ver, Lehrter Straße 61, Neubau einer Wohnanlage; 18-144; Stand: 12.09.2018. 

ukon Umweltkonzepte: Grundstück Lehrter Straße 61, 30559 Hannover, Autohaus Heyna; Ori-
entierende Boden- und Bodenluftuntersuchungen; Untersuchungsbericht; Stand: 11.09.2017. 

TAD – Technische Akustik: Schalltechnische Untersuchung zum vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan Nr.: 1865 – Lehrter Straße/Gollstraße, Hannover-Anderten; Stand: 01.02.2019. 

TAD – Technische Akustik: Schalltechnische Untersuchung zum vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan Nr.: 1865 – Lehrter Straße/Gollstraße, Hannover-Anderten; öffenbare Fenster zur 
Nachtzeit; Stand: 19.10.2018. 

Zacharias Verkehrsplanungen: Verkehrliche Stellungnahme, Planvorhaben Hannover-Ander-
ten, Lehrter Str. 61 im Auftrag der bauwo Grundstücksgesellschaft mbH; Stand: 21.02.2019. 

Gutachten zur Ermittlung von angemessenen Sicherheitsabständen zur Umsetzung von § 50 
BImSchG gemäß KAS 18 für den Betriebsbereich der Wilhelm Bauer GmbH & Co. KG in Han-
nover 

 

9. Kosten für die Stadt 

Für die Landeshauptstadt Hannover entstehen keine Kosten.  
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Teil 2 – Umweltbericht 

10. Umweltbericht nach Anlage 1 zu §§ 2 Abs. 4 und 2a 
BauGB 

Im Rahmen der Umweltprüfung sind die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen 
zu ermitteln und in einem Umweltbericht zu beschreiben und zu bewerten. Dazu werden die 
aktuell vorliegenden Untersuchungen und Gutachten aufgeführt und ausgewertet.   

Untersuchungsraum 

Die Festlegung der Untersuchungsräume für die einzelnen Schutzgüter richtet sich nach den 
möglichen Umweltauswirkungen. Hauptkriterium ist die Reichweite der Wirkfaktoren der Pla-
nung sowie die an das Planungsgebiet angrenzenden Nutzungen und die örtlichen Gegeben-
heiten.  

Bezüglich des Schutzgutes Mensch und seiner Gesundheit werden das Plangebiet selbst und 
die nördlich angrenzende Wohnbebauung betrachtet, um die Auswirkungen der Planung auf 
die menschliche Gesundheit beurteilen zu können. 

Der Betrachtungsraum für das Schutzgut Orts- und Landschaftsbild ist das Gebiet, in dem die 
entstehende Bebauung voraussichtlich deutlich sichtbar sein wird. So können die visuellen 
Auswirkungen der Planung geprüft werden. 

Bei den Schutzgütern Klima und Luft wird der Betrachtungsraum ebenfalls auf die angren-
zende Wohnbebauung ausgedehnt.  

Bei allen weiteren Schutzgütern (Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser sowie Kultur- und 
Sachgüter) bildet das Plangebiet die räumliche Begrenzung des Untersuchungsgebietes. Bei 
diesen Schutzgütern werden durch die Wirkfaktoren und die örtlichen Gegebenheiten voraus-
sichtlich keine über das Plangebiet hinausgehenden Auswirkungen entstehen. 

 

10.1 Kurzdarstellung der Inhalte und Ziele des Bebauungsplans 

Das Vorhabengebiet wird derzeit als Gewerbegebiet genutzt und dient dem autoaffinen Ge-
werbe (Autohaus Heyna). 

In Abstimmung mit dem Fachbereich Planen und Stadtentwicklung der Landeshauptstadt Han-
nover wurde eine städtebauliche und architektonische Studie erarbeitet, die die Umnutzung 
des Vorhabengebietes für eine Wohnnutzung vorbereitet. Als attraktives Wohnquartier soll es 
zudem zur Aufwertung des Ortseinganges in Hannover Anderten beitragen. 

Der Bebauungsplan orientiert sich an der städtebaulichen Studie und weist ein Allgemeines 
Wohngebiet aus. Vorgesehen sind sechs 2- bis 4-geschossige Wohngebäude. Insgesamt sol-
len 59 Wohneinheiten entstehen, davon 55 als Mietwohnungen. Hinzu kommen 4 Reihenhäu-
ser. 25 % der Wohneinheiten (14 Wohnungen) entstehen im geförderten Mietwohnungsbau. 
Für die erforderlichen Pkw-Stellplätze ist eine Tiefgarage im westlichen Bereich des Vorha-
bengrundstückes mit 36 Pkw-Stellplätzen geplant. Vor dem Haus E werden 6 Pkw-Stellplätze 
untergebracht. Pro Reihenhaus wird jeweils ein Pkw-Stellplatz angeboten. Darüber hinaus 
werden im östlichen Grundstücksbereich weitere 20 ebenerdige Pkw-Stellplätze angeboten. 

Zur Wahrung der gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse, vor allem hinsichtlich des Lärm-
schutzes, sowie der erhöhten städtebaulichen Kennwerte des Vorhabens gegenüber der um-
liegenden Bebauung besteht ein städtebauliches Erfordernis zur Aufstellung des Bebauungs-
plans.  
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Der vorhabenbezogene Bebauungsplan schafft die planungsrechtlichen Voraussetzungen für 
die Entwicklung einer Wohnbebauung eines bisher gewerblich genutzten Bereiches.  

Für den Bebauungsplan wird ein Umweltbericht gemäß § 2a BauGB erstellt. In dem Umwelt-
bericht werden die auf Grund der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB ermittelten und be-
werteten Belange des Umweltschutzes dargelegt. Der Umweltbericht bildet einen gesonderten 
Teil der Begründung. 

 

10.2 Standort, getroffene Festsetzungen sowie Art und Umfang der ge-
planten Vorhaben 

Standort 
Das Plangebiet befindet sich in Anderten-Misburg (Stadtteil Anderten), einem Stadtbezirk der 
niedersächsischen Landeshauptstadt Hannover. Dabei handelt es sich um einen östlich der 
Innenstadt gelegenen Bezirk, der sich von einem kleinen Dorf zu einer industriell geprägten 
Gemeinde, insbesondere durch die hier angesiedelte Zementindustrie entwickelt hat. 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 1865 umfasst die bisherigen Be-
triebsgrundstücke Lehrter Straße 61 sowie Gollstraße 4 der Fa. Autohaus Heyna sowie eine 
Zufahrt zur Sehnder Straße zwischen den Hausnummern 10 und 12.  

Der Geltungsbereich ist überwiegend umgeben von Wohnbebauung. Dabei handelt es sich 
um ein- bis dreigeschossige Einzel- bzw. Reihenhausbebauung in offener Bauweise. Am Kreu-
zungsbereich Gollstraße/Sehnder Straße befindet sich ein landwirtschaftlicher Betrieb. 

Im Süden begrenzt die Lehrter Straße den Planbereich. Daran schließt sich ein gemischtes 
Quartier bestehend aus Gewerbe und Wohnnutzungen an, welches wiederum im Süden vom 
Südschnellweg begrenzt wird. Im weiteren Verlauf gehen die städtischen Strukturen in eine 
offene, ackerbaulich geprägte Landschaft über. 

Parallel zur Lehrter Straße wird die Stadtbahn der Linie 5 geführt. Sie hat auf Höhe des Gel-
tungsbereiches ihren Endbahnhof erreicht. Südöstlich vom Plangebiet befindet sich eine Tank-
stelle. 

In östlicher Richtung führt der Mittellandkanal durch Anderten. 

 

Geplante Festsetzungen 
Vorgesehen ist ein allgemeines Wohngebiet in 2 – 4 geschossiger Wohnbebauung plus Staf-
felgeschossen auf Haus A und den Reihenhäusern. Geplant sind insgesamt fünf Gebäude im 
Geschosswohnungsbau und vier Reihenhäuser. 

Die Erschließung erfolgt über die Lehrter Straße und rückwärtig über einen Wohnweg ausge-
hend von der Sehnder Straße. 

Im südwestlichen Geltungsbereich ist eine Tiefgarage mit 36 Plätzen geplant und im südöstli-
chen Geltungsbereich sieht die Planung eine oberirdische Stellplatzanlage vor auf der weitere 
20 Pkw-Stellplätze untergebracht werden. Weitere 6 Stellplätze entstehen vor Haus E. 

Mit dem Bebauungsplan werden folgende umweltbezogene Festsetzungen getroffen: 

▪ Gestaltung der Grundrisse - vorzugsweise Ausrichtung der Schlafräume zur lärmabge-
wandten Seite oder  

▪ passive konstruktive Schallschutzmaßnahmen und  
▪ Festsetzung einer Lärmschutzwand. 
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10.3 Bedarf an Grund und Boden 

Das Plangebiet umfasst eine Fläche von ca. 7.750 m². Der Geltungsbereich des vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplans beschränkt sich auf die Vorhabengrundstücke ohne Einbeziehung 
öffentlicher Straßenverkehrsflächen.  

Der Bebauungsplan sieht die Ausweisung eines allgemeinen Wohngebietes mit 6 Gebäuden 
vor.  

Auf Grundlage des aktuellen Planungsstandes der Vorhabenplanung ergeben sich für den Be-
bauungsplan folgende Flächengrößen (gerundet):   

 

Flächenkategorie in m2 In % an gesamt Nur Versiege-
lung in m2 

Gesamt 7.750 100  

▪ Gebäude 2.558 33 2.558 

▪ Nebenanlagen 
(einschließlich 
Stellplätze, nicht 
überbaute TG, 
Wohnweg) 

2.635 34 2.635 

▪ Freiflächen (ohne 
TG-Unterbauung) 

2.558 33 - 

Gesamtversiegelung (Über- und Unterbauung) 67 5.193 
 

Der Geltungsbereich ist aber bereits zu ca. 93 % im Bestand versiegelt. Es werden zukünftig 
deutlich weniger Flächen überbaut. Es kommt somit zu einer „Netto-Entsiegelung“, da zukünf-
tig nach Vorhabenplanung deutlich weniger Flächen überbaut werden: 67 %. 

 

10.4 Fachgesetzliche und Fachplanerische Ziele des Umweltschutzes mit 
Relevanz für die Planung 

Bauplanungsrecht 
Laut § 1 Abs. 5 des Baugesetzbuchs (BauGB) sollen die Bauleitpläne eine nachhaltige städ-
tebauliche Entwicklung sichern, die die sozialen, wirtschaftlichen und umweltschützenden An-
forderungen auch in Verantwortung gegenüber künftigen Generationen miteinander in Ein-
klang bringt und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodennutzung 
gewährleisten. Sie sollen dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern, die na-
türlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz und die 
Klimaanpassung, insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu fördern sowie die städtebau-
liche Gestalt und das Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwickeln. 

Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB soll „mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen 
werden. Dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bau-
liche Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wie-
dernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenent-
wicklung zu nutzen sowie Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen“. 

Gemäß § 1a Abs. 3 Satz 1 BauGB sind Vermeidung und Ausgleich voraussichtlich erheblicher 
Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
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Naturhaushalts (Eingriffsregelung nach Bundesnaturschutzgesetz) in der Abwägung zu be-
rücksichtigen. Für Eingriffe, die bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind oder 
zulässig waren, ist gemäß § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB kein Ausgleich erforderlich. 

Nach § 2 Abs. 4 i. V. mit § 2a des Baugesetzbuches ist die Umweltprüfung mit Umweltbericht 
obligatorischer Bestandteil des Regelverfahrens für die Aufstellung von Bauleitplänen. Die 
Auswirkungen auf die Umwelt sowie die bewerteten Belange des Umweltschutzes sind im Um-
weltbericht nach der Anlage 1 zum Baugesetzbuch darzulegen. 

Der Inhalt der Umweltprüfung wird u. a. durch § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB definiert, wonach z. B. 
folgende Kriterien zu prüfen sind: 

▪ Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wir-
kungsgefüge zwischen ihnen sowie auf die Landschaft und die biologische Vielfalt, 

▪ Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im Sinne des Bun-
desnaturschutzgesetzes, 

▪ umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie auf 
die Bevölkerung insgesamt, 

▪ umweltbezogene Auswirkungen auf Kultur- und sonstige Sachgüter und  
▪ Wechselwirkungen zwischen den oben genannten Belangen. 

 

Naturschutz und Landschaftspflege 
Gesetzliche Grundlage für den Bereich Naturschutz und Landschaftspflege bilden das Bun-
desnaturschutzgesetz10 (BNatSchG) und das Niedersächsische Ausführungsgesetz zum Bun-
desnaturschutzgesetz (NAGBNatSchG)11. Hier sind die Ziele und Inhalte sowie das Verhältnis 
zur Bauleitplanung und zu den Fachplanungen geregelt.  

Nach § 1 des Gesetzes über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - 
BNatSchG) sind Natur und Landschaft aufgrund ihres eigenen Wertes und als Grundlage für 
Leben und Gesundheit des Menschen im besiedelten und unbesiedelten Bereich so zu schüt-
zen, dass die biologische Vielfalt, die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts 
einschließlich der Regenerationsfähigkeit und nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Naturgüter 
sowie die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von Natur und Landschaft 
auf Dauer gesichert sind. Der Schutz umfasst auch die Pflege, die Entwicklung und die Wie-
derherstellung von Natur und Landschaft. 

Eingriffsregelung 

Die §§ 14 bis 17 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) enthalten die Vorschriften zur Ein-
griffsregelung. Der Verursacher von Eingriffen ist verpflichtet, vermeidbare Beeinträchtigungen 
von Natur und Landschaft zu unterlassen. § 18 BNatSchG regelt das Verhältnis zum Baurecht. 
Sind aufgrund der Aufstellung, Ergänzung oder Aufhebung von Bauleitplänen Eingriffe in Natur 
und Landschaft zu erwarten, ist über die Vermeidung, den Ausgleich und den Ersatz nach den 
Vorschriften des Baugesetzbuches zu entscheiden. Gemäß § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB ist ein 
Ausgleich nicht erforderlich, soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung 
erfolgt sind oder zulässig waren. 

Artenschutz 

In § 44 BNatSchG ist der Umgang mit besonders und streng geschützten Tier- und Pflanzen-
arten (§ 7 Abs. 2 Nr. 13 und 14 BNatSchG) geregelt. Im Rahmen des Bebauungsplanverfah-
rens ist zu prüfen, ob die Zugriffsverbote des Absatzes 1 eingehalten werden können und eine 

                                                
10 Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG vom 29.07.2009, zu-

letzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 15. September 2017 (BGBl. I S. 3434). 
11Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (NAGBNatSchG) vom 19. Februar 2010 

(Nds. GVBl. 2010, 104) zuletzt geändert durch Art. 2 Absatz 5 des Gesetzes vom 25. Januar 2016. 
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unzulässige Beeinträchtigung von Individuen, der lokalen Population und der Fortpflanzungs- 
und Ruhestätten dieser Arten ausgeschlossen werden kann. Zu beachten sind nationale und 
europäische Verordnungen und Richtlinien wie die Europäische Artenschutzverordnung, die 
Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie sowie die Europäische Vogelschutz-Richtlinie. 

In Absatz 5 wird geregelt, dass bei Eingriffen, die nach dem Bundesnaturschutzgesetz oder 
dem Baugesetzbuch zulässig sind, nur die europarechtlich geschützten Arten (europäische 
Vogelarten und Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie) unter die Zugriffsverbote fallen. Kon-
kret gelten die Zugriffsverbote unter folgenden Voraussetzungen: Sind FFH-Arten (Anhang 
IV), europäische Vogelarten oder Arten betroffen, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 
Abs. 1 Nr. 2 aufgeführt sind, liegt ein Verstoß gegen das Verbot des § 44 Abs. 1 Nr. 3 (Ent-
nahme / Zerstörung von Lebensstätten) und infolgedessen gegen das Verbot des Abs. 1 Nr. 1 
(Verletzen, Töten, Entnahme von Entwicklungsformen) nicht vor, soweit die ökologische Funk-
tion der betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiter-
hin erfüllt wird. 

Für Standorte wild lebender Pflanzen der in Anhang IV der FFH-Richtlinie aufgeführten Arten 
gelten die Sätze 2 und 3 entsprechend.  

Biotopschutz 

§ 30 Abs. 2 BNatSchG definiert die geschützten Biotoptypen und deren Schutzstatus. Hand-
lungen, die zu einer Zerstörung oder einer sonstigen erheblichen Beeinträchtigung gesetzlich 
geschützter Biotope führen können, sind verboten. Ergänzend zu den Vorschriften des 
§ 30 BNatSchG weitet § 24 NAGBNatSchG den gesetzlichen Biotopschutz auch auf folgende 
Biotope aus: 

▪ hochstaudenreiche Nasswiesen,  
▪ Bergwiesen,  
▪ natürliche Höhlen und Erdwälle. 

Baumschutz 

Für Hannover gilt eine Baumschutzsatzung12 für bestimmte Bäume und Sträucher sowie He-
cken. Unter Schutz stehen demnach z. B. alle Laubbäume mit einem Stammumfang von 
60 cm, alle Nadelbäume mit einem Stammumfang von mindestens 80 cm, gemessen in einer 
Höhe von 100 cm. Für Eiben, Rotdorn, Weißdorn, Stechpalme und Maulbeere gilt ein Schutz 
schon ab 30 cm. Großsträucher stehen ab einer Höhe von 3m und Hecken ab einer Länge 
von 5 m unter Schutz.  

Geschützte Gehölzbestände gibt es im Plangebiet nicht.  

Bodenschutz 
Zweck des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung 
von Altlasten (BBodSchG)13 ist es, die Funktionen des Bodens nachhaltig zu sichern oder wie-
derherzustellen. Dazu sind u. a. schädliche Bodenveränderungen abzuwehren, der Boden und 
Altlasten sowie hierdurch verursachte Gewässerverunreinigungen zu sanieren und Vorsorge 
gegen nachteilige Einwirkungen zu treffen. Beeinträchtigungen der natürlichen Funktionen des 
Bodens sind so weit wie möglich zu vermeiden. 

                                                
12  Satzung zum Schutz von Bäumen, Sträuchern und Hecken im Gebiet der Landeshauptstadt Hannover als Ge-

schützte Landschaftsbestandteile (Baumschutzsatzung) vom 28.01.2016 
13  Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten (BBodSchG) vom 

17. März 1998 (BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 3 Absatz 3 der Verordnung vom 27. September 
2017 (BGBl. I S. 3465). 
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Nach § 1a (2) BauGB soll mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen werden. 
Bodenversiegelungen sind auf das notwendige Maß zu begrenzen. 

 

Immissionsschutz 
Ziel des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen (BImSchG)14 ist es, Men-
schen, Tiere und Pflanzen, den Boden, das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- und sons-
tige Sachgüter vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu schützen und dem Entstehen solcher 
Umwelteinwirkungen vorzubeugen.  

Für die Bauleitplanung legt § 50 BImSchG den Grundsatz fest, die für eine bestimmte Nutzung 
vorgesehenen Flächen einander so zuzuordnen, dass die von schädlichen Immissionen her-
vorgerufenen Auswirkungen auf schutzwürdige Gebiete wie z. B. Wohnen soweit wie möglich 
vermieden werden.  

Zur Sicherung der menschlichen Gesundheit geben die Bundes-Immissionsschutzverordnung 
(BImSchV) Regelungen zur Begrenzung von Luft- und Lärmemissionen vor.  

Wasserrecht 
Durch das Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (WHG)15 liegen auf Bundesebene ein-
heitliche Vorgaben zur Bewirtschaftung der oberirdischen Gewässer, der Küstengewässer und 
des Grundwassers vor. Ziel und Zweck dieses Gesetzes sind eine nachhaltige Gewässerbe-
wirtschaftung und der Schutz von Gewässern. § 46 Abs. 2 WHG gestattet die Versickerung 
von auf den Grundstücken anfallendem Niederschlagswasser, wenn dazu eine entsprechende 
Rechtsverordnung vorliegt. 

Niederschlagswasser 

Es ist das erklärte Ziel der Stadt Hannover anfallendes Wasser auf den jeweiligen Grundstü-
cken zu versickern (DS 1440/2007). Die Versickerungsfähigkeit des Bodens wurde geprüft. 
Der Boden ist zur Versickerung kaum geeignet. 

Fachplanung 

Der Landschaftsrahmenplan der Region Hannover16 enthält maßstabsbedingt keine relevan-
ten Aussagen für das Plangebiet. Erkennbar ist jedoch, dass keine Gebiete für den Tier- und 
Pflanzenartenschutz betroffen sind und es sich um einen Biotoptyp mit geringer Bedeutung 
handelt. Es liegt keine Bedeutung für den Biotopverbund vor.  

Auch das weitere Umfeld ist durch Siedlungsstrukturen und unterschiedliche Verkehrstrassen 
geprägt. Lediglich am Mittellandkanal befindet sich ein isolierter, aber hochwertiger Waldbio-
top.  

Der Flächennutzungsplan der Stadt Hannover (Stand 2018) stellt das Plangebiet als Wohn-
baufläche dar.  

 

                                                
14  Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütte-

rungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz – BImSchG) vom 17. Mai 2013, das zuletzt 
durch Artikel 3 Gesetz vom 18. Juli 2017 (BGBI. I S. 2771) geändert wurde. 

15  Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushaltes (Wasserhaushaltsgesetz – WHG) vom 31. Juli 2009, das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBI. I S. 2771 geändert worden ist. 

16    Landschaftsrahmenplan der Region Hannover (2013), hrsg. Region Hannover, Fachbereich Umwelt, Hannover. 
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10.5 Beschreibung und Bewertung des derzeitigen Umweltzustandes und 
der Umweltauswirkungen bei Durchführung der Planung 

10.5.1 Naturräumliche Rahmenbedingungen 

Naturräumlich liegt das Plangebiet an der Grenze zwischen den beiden naturräumlichen Re-
gionen der Hannoverschen Moorgeest im Norden und dem Bördebereich im Süden. Das Ge-
biet liegt noch innerhalb der Haupteinheit der Braunschweig-Hildesheimer Lößbörde und darin 
in der Untereinheit des Kirchröder Hügellandes, das den gesamten hannoverschen Süden 
einnimmt und mit dem Kronsberg eine markante Erhebung besitzt, die im Plangebiet aus-
streicht. Nördlich grenzt die Moorgeest mit der Untereinheit der Wietzeniederung an.  

 

10.5.2 Schutzgut Tiere 

Das Vorhabengebiet ist derzeit nahezu vollständig versiegelt und mit Gebäuden bebaut, die 
sich aktuell in Nutzung befinden, aber abgerissen werden sollen. Eine artenschutzfachliche 
Untersuchung im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wird nach örtlicher Einschätzung 
von der unteren Naturschutzbehörde als verzichtbar eingeschätzt. 

Eigene Untersuchungen wurden daher nicht durchgeführt. Als Lebensstätten kämen die Ge-
bäude potenziell für gebäudebewohnende Arten (möglich wären Brutvögel und Fledermäuse) 
vor. Eine Vor-Ort-Begehung im Rahmen der Bestandserhebung erbrachte keine Hinweise.  

 

10.5.3 Schutzgut Pflanzen und Biotope 

Die heutige potenziell natürliche Vegetation wäre die Vegetation, die sich ohne menschliche 
Tätigkeit, aber unter heutigen aktuellen Standortverhältnissen, einstellen würde. Dieses wäre 
von den jeweiligen Bodenbedingungen, insbesondere von der Nährstoffsituation und den Was-
serverhältnissen, abhängig. Da das Vorhabengebiet aktuell fast vollständig durch die Bebau-
ung der ansässigen Gewerbebetriebe und eines Wohnhauses geprägt ist, ist die Restvegeta-
tion weit von einem natürlichen oder naturnahen Zustand entfernt. 

Alle Flächen sind mit Gebäuden bestanden oder als Hoffläche befestigt bzw. versiegelt. Nur 
Rest- und Randflächen sind unversiegelt. Der Versiegelungsanteil beträgt auf Grundlage der 
amtlichen Vermessung ca. 93 %. 

Unversiegelt sind aktuell eine Randfläche in der östlichen Geländespitze hinter der bestehen-
den Schallschutzwand und ein gelegentlich genutzter, unbefestigter Stichweg zur Sehnder 
Straße. Die Vegetation ist als ruderale Grasflur ausgeprägt. Zum Wohnhaus gibt es einen klei-
nen Garten, in dem sich eine Zierrasenfläche befindet. Hier stehen auch die einzigen Gehölze 
(Ziergehölze wie z. B. Prunus laurocerasus) im Geltungsbereich.  

Geschützte Biotopbestände nach § 24 NAGNatSchG in Verbindung mit § 30 BNatSchG sowie 
geschützte Pflanzenarten kommen nicht vor. 

Bäume oder andere Gehölze als die genannten Ziergehölze gibt es innerhalb des Plangebiets 
nicht. Daher gibt es keine gemäß Baumschutzsatzung der Landeshauptstadt Hannover unter 
Schutz stehenden Bestände im Geltungsbereich.  
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Abbildung 3: Biotopbestand. 

 

10.5.4 Schutzgut Fläche 

Das Vorhabengebiet ist im Bestand fast vollständig durch die Bebauung der ansässigen Ge-
werbebetriebe und eines Wohnhauses geprägt. Nur Rest- und Randflächen sind unversiegelt. 
Der Versiegelungsanteil beträgt auf Grundlage der amtlichen Vermessung ca. 93 %. 

 

10.5.5 Schutzgut Boden 

Aufgrund der naturräumlichen Lage lässt sich das Plangebiet in die Bodenregion des Börden-
vorlandes einordnen. Als Bodenlandschaft ist es den Karbonatsteinverbreitungsgebieten zu-
zuordnen, aus denen sich an den Unterhängen des Kronsberges Pararendzinen ausgebildet 
haben. Diese Bodenart streicht vom Kronsberg her im Plangebiet aus. Sie ist aus mergeligen, 
kalkhaltigen Gesteinen aufgebaut.  

Zur Vorbereitung des Bauvorhabens wurden für das Gebiet ein Baugrundgutachten17 erstellt. 
Aufgrund der langjährigen gewerblichen Nutzung des Grundstücks war eine Untersuchung 
erforderlich. Im Rahmen dieser Untersuchung wurden außerhalb der Bestandsgebäude 
Ramm(kern)sondierungen durchgeführt.  In allen Sondierungen wurden unter der fast flächen-
deckend mit Betonpflaster befestigten Fläche oberflächennah aufgefüllte Böden angetroffen. 
Die sandig/kiesigen Auffüllungen weisen unterschiedliche Anteile an Bauschutt auf, z. T. über-
wiegt auch der Bauschuttanteil in Mächtigkeiten zwischen 0,30 m und 1,10 m, im Mittel 0,65 m. 
Unter den Auffüllungen folgen die natürlich anstehenden Oberkreide-Mergel bzw. die Verwit-
terungshorizonte der Mergel. Grundwasser wurde in den Mergeln nicht angetroffen.  

                                                
17 bgm baugrundberatung (2018): Baugrundgutachten und abfalltechnischer Prüfbericht (Übersichtserkundung) 18-

144/1, Hannover-Anderten, Lehrter Straße 61, Neubau einer Wohnanlage. 



 
42 
 

 

Altlasten 
Im Rahmen des Baugrundgutachtens18 wurden Proben im Hinblick auf die abfalltechnische 
Verwertung bzw. Entsorgung untersucht. Eine chemisch-analytische Untersuchung erfolgte 
gemäß Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA, 2004) hinsichtlich der entsprechenden Be-
lastungsklassen sowie der Deponieverordnung. 

Folgendes konnte festgestellt werden:  

 

Orientierende Boden- und Bodenluftuntersuchungen 
Die orientierende Boden- und Bodenluftuntersuchung wurde vorrangig unter abfallrechtlichen 
Aspekten durchgeführt. Die Auswahl der Aufschlusspunkte orientierte sich an Verdachtspunk-
ten (Bereiche von – auch ehemaligen – Tanks, Abscheidern, etc.).  

Im Rahmen der Untersuchungen wurde flächendeckend eine künstliche Auffüllung mit Bau-
schutt, z.T. auch Asphaltstücken und Schlacke festgestellt. Dieses Auffüllungsmaterial weist 
in nahezu allen untersuchten Proben deutlich erhöhte Gehalte an polycyclischen aromatischen 
Kohlenwasserstoffen (PAK) auf, zum Teil auch leicht erhöhte Gehalte an Mineralölkohlenwas-
serstoffen.  

Im Eluat der Proben der Auffüllungen wurden – analog zu den unterschiedlichen Bauschuttan-
teilen – z. T. stark erhöhte Sulfatgehalte nachgewiesen. Alle anderen im Feststoff und Eluat 
gemessenen Parameter sind unauffällig. 

Die untersuchten Auffüllungen mit unterschiedlichen Fremdbestandteilen werden nach der 
LAGA - Richtlinie "Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Reststoffen 
..." in die Verwertungsklassen Z 0* - > Z 2 eingestuft. Gefährliche Abfälle wurden nicht nach-
gewiesen. 

In den beiden exemplarisch entnommenen Bodenluftproben wurden keine LHKW gemessen. 
Es wurden aber jeweils leicht erhöhte Gehalte an BTEX-Aromaten ermittelt, die auf die bishe-
rige Nutzung zurückzuführen sind.  

 

10.5.6 Schutzgut Wasser 

Oberflächengewässer gibt es im Plangebiet nicht. In einer Entfernung von ca. 250 m verläuft 
der Mittelandkanal mit der Hindenburgschleuse. Da es im weiten Umfeld keine natürlichen 
Fließgewässer gibt, existieren gemäß Landschaftsrahmenplan auch keine Überschwem-
mungsgebiete. 

Im Rahmen der orientierenden Bodenuntersuchung19 wurde bis zu einer maximalen Endteufe 
von 3 m kein Grundwasser festgestellt. Kluftwasser trat in Tiefen von ca. 9,8 m bzw. 10,4 m 
auf.  

Der Grundwasserflurabstand liegt gemäß Landschaftsrahmenplan so tief, dass im Bereich des 
Plangebietes keine Beeinflussung stattfindet. In nördlicher Richtung grenzen größere Vernäs-
sungsbereiche an.  

Der Boden ist kaum sickerfähig (vgl. auch Kapitel 5.3).  

Das Plangebiet tangiert kein Trinkwasser- oder Heilquellenschutzgebiet. 

                                                
18  bgm baugrundberatung (2018): Baugrundgutachten und abfalltechnischer Prüfbericht (Übersichtserkundung) 

18144/1, Hannover-Anderten, Lehrter Straße 61, Neubau einer Wohnanlage. 
19   Kartenserver Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (nibis.lbeg.de), Zugriff 03.08.2018. 
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10.5.7 Schutzgut Luft 

Eine lufthygienische Belastung geht insbesondere vom Verkehr als Verursacher aus. Kenn-
werte zu verkehrsbezogenen Werten wie Feinstaub (PM10) oder Stickstoffdioxid (NO2) liegen 
speziell für das Plangebiet nicht vor.   

Im Kartenportal des Niedersächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Klima-
schutz werden als Interpolation Messergebnisse des Lufthygienischen Überwachungssystems 
Niedersachsen (LÜN) für PM10 zur Verfügung gestellt.  

Im Stadtteil Anderten gibt es keine Messcontainer zur Erfassung von Luftschadstoffen. Die 
Einschätzung der Luftschadstoffbelastung kann daher nur im Vergleich zu den Straßen mit 
NO2-Messstellen abgeschätzt werden. Die Höhe der NO2-Belastung hängt vor allem von der 
täglichen Verkehrsmenge in den Straßen ab. In den Straßen, in denen der NO2-Jahresmittel-
grenzwert überschritten wird, liegt die durchschnittliche tägliche Verkehrsmenge (DTV) zwi-
schen rund 30.000 und 50.000 Kfz. Die Verkehrsmengenkarte 2011 gibt für die Lehrter Straße 
einen DTV von 5.100 (westlich Gollstraße) bzw. 4.900 (östlich Gollstraße) und für die Goll-
straße einen DTV von 2.100 Kfz an. Aufgrund dieser relativ geringen Verkehrsmengen ist nicht 
zu erwarten, dass der NO2-Grenzwert in der Lehrter Straße und Gollstraße überschritten wer-
den.  

In etwa 180 Meter Entfernung des Plangebietes befindet sich die B 65 (Südschnellweg), auf 
der durchschnittlich 34.300 Kfz pro Tag fahren (Verkehrsmengenkarte Hannover 2011). Von 
dieser Straße geht eine entsprechend hohe NO2-Belastung aus, im Randbereich der B 65 ist 
eine Überschreitung des NO2-Grenzwertes wahrscheinlich. Aufgrund der Entfernung zum 
Plangebiet kann eine Überschreitung des NO2-Grenzwertes dort aber ausgeschlossen wer-
den. Eine Luftgütemodulation, die vom Büro GEO-NET 2006 durchgeführt wurde, zeigt für das 
Plangebiet nur eine geringe Beeinflussung (Vgl. Abbildung 4). Die für das Plangebiet berech-
nete NO2-Belastung beträgt im Jahresmittel rund 33 µg/m³ (hellgelbe Flächen). Damit liegt die 
Belastung deutlich unter dem Grenzwert. Zudem wurde für die Berechnung 2006 von etwas 
höheren täglichen Verkehrsmengen sowie einer höheren Hintergrundbelastung ausgegangen. 
Derzeit liegt die städtische Hintergrundbelastung zwischen 18 und 21 µg/m³. 
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Abbildung 4: Karte der Immissionsbelastung am Beispiel NO2 für den Bereich Anderten in der Landes-
hauptstadt Hannover (Stand der Berechnungen: 2006); Quelle: Stellungnahme zur Luftschadstoffsituation 
im Plangebiet zur frühzeitigen Beteiligung der Träger öffentlicher Belange, Fachbereich Umwelt und Stadt-
grün. 

 

Legende:  

Bei den Karten der Immissionsbelastung bedeuten die Farben: 

Stickstoffdioxid 

Weiß  kleiner 27 µg/m³ (Jahresmittelwert) 
Grün  27 – 30 µg/m³ 
Hellgelb 30 – 35 µg/m³ 
Gelb  35 – 40 µg/m³ 
Orange 40 – 45 µg/m³ 
Rosa  45 – 50 µg/m³ 
Rot  über 50 µg/m³ 
 
 
Der Grenzwert, der nicht überschritten werden sollte, beträgt bei Stickstoffdioxid (NO2) (PM10) 
40 µg/m³ als Jahresmittelwert. Außerdem darf der 24-Stunden-Grenzwert der PM10-Konzent-
ration maximal an 35 Tagen pro Kalenderjahr überschritten werden. 

Die berechneten NO2-Immissionen beziehen sich auf die Schadstoffbelastung aus dem Stra-
ßenverkehr. Ausgehend von den Verkehrsmengen für die relevanten Straßenabschnitte wurde 
für das Untersuchungsgebiet der Stadt Hannover die Ausbreitungssituation der verkehrstypi-
schen Schadstoffe als Jahresmittelwert berechnet. Die Ergebnisse beziehen sich jeweils auf 
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die bodennahe Schicht der Atmosphäre, die mit dem Aufenthaltsbereich des Menschen gleich-
zusetzen ist. Die im Rahmen der Modellrechnung angesetzte Grundbelastung beträgt 
26 µg/m³ NO2 und beruht auf den Messungen der Luftgütemessstation Hannover, die vom 
Land Niedersachsen betrieben wird. 

 

10.5.8 Schutzgut Klima 

Grundsätzlich werden für die Region Hannover folgende Klimadaten angegeben20: 

▪ Jahresdurchschnittstemperatur 12,9° C 
▪ durchschnittliche Niederschläge im Jahr 656 mm. 

Der Geltungsbereich wird laut Landschaftsrahmenplan der klimaökologischen Region Geest- 
und Bördebereich zugeordnet. Dieser ist im Vergleich zum Küstenraum durch herabgesetzte 
Luftaustauschbedingungen charakterisiert. Eine zunehmende Bedeutung erhält hier die Aus-
bildung von klimaökologisch relevanten landschaftsgebundenen Strömungssystemen. Biokli-
matische Belastungssituationen sind nicht selten, sondern entstehen insbesondere in größe-
ren Siedlungsbereichen und entlang von Hauptverkehrsstraßen. 

Der Landschaftsrahmenplan stellt den Geltungsbereich als Kaltlufteinwirkbereich über unbe-
bauten Freiflächen dar. Damit wird das Ausströmen der Kaltluft aus Freiflächen in die angren-
zende Bebauung während einer sommerlichen Strahlungswetternacht bezeichnet. Ausschlag-
gebend für eine klimatische Belastung ist der Durchlüftungsgrad. Es wird angenommen, dass 
die im Einwirkbereich befindliche Bebauung eine überwiegend geringe bioklimatische Belas-
tung aufweist. Wesentlich für eine genaue Klassifizierung sind allerdings noch die Windge-
schwindigkeit bzw. die Strömungsgeschwindigkeit und die Abweichung der Lufttemperatur 
vom Gebietsmittelwert in 2 m Höhe. Beide sind für den Geltungsbereich nicht bekannt. 

Südlich des Südschnellweges liegen größere Freiflächen, die mit einem hohen bzw. sehr ho-
hen Potenzial für eine Kaltluftlieferung ausgestattet sind. 

Luftleitbahnen sind für den Geltungsbereich und in der Nähe nicht dargestellt. 

 

10.5.9 Schutzgut Orts- und Landschaftsbild 

Der Landschaftsrahmenplan trifft für den Geltungsbereich keine Einordnung bezüglich des 
Landschaftsbildes. Der Mittellandkanal ist als besondere Grünstruktur der Siedlungsbereiche 
dargestellt. Solche Strukturen befinden sich auch entlang der Lehrter Straße westlich des Gel-
tungsbereiches in Form einer Baumreihe. 

Derzeit ist der Geltungsbereich geprägt von ein- bis zweigeschossigen Flachdachbauten, die 
überwiegend einer gewerblichen Nutzung unterliegen. Darunter befindet sich eine Autowerk-
statt, Verkaufshändler und eine Autowaschanlage. 

Demzufolge sind einzelne Gebäude auch mit größeren Glasfassaden ausgestattet, die als 
Schaufenster fungieren. Die Gebäudefront ist nicht durchgängig und von der Straße rd. 13 m-
15 m abgerückt. 

Der Bürgersteig der Lehrter Straße geht ebenengleich in die versiegelten Vorflächen der Ge-
werbegebäude über. Da es sich überwiegend um autoaffines Gewerbe handelt, sind diese 
Flächen größtenteils mit parkenden Autos bestanden. Teilweise handelt es sich auch um Ver-
kaufsflächen. Einige Autos sind mit Zeltunterständen geschützt. 

                                                
20 https://www.wetterkontor.de/de/klima/klima2.asp?land=de&stat=10338. 
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Zwischen den Gewerbegebäuden befindet sich ein zweigeschossiges, privat genutztes Wohn-
haus. Es ist ebenfalls von der Straße zurückgesetzt und mit einer Mauer als Sicht- und Lärm-
schutz abgegrenzt. 

 

 

 

Die Lehrter Straße dient als Auffahrt zum Südschnellweg. Am Ende des Geltungsbereiches 
befindet sich eine Sicht- und Lärmschutzwand, die insbesondere die Wohngebäude (außer-
halb des Geltungsbereiches) von der Lehrter Straße abschirmt. Anfänglich handelt es sich um 
eine Klinkermauer, die im weiteren Verlauf (außerhalb des Geltungsbereiches) von Kletter-
pflanzen überwachsen ist. 

Beim Geltungsbereich handelt es sich um ein fast vollständig bebautes und versiegeltes Areal. 
Grünstrukturen sind nicht bzw. äußert geringfügig vorhanden. Bäume kommen nicht vor.  

Eine natürliche, landschaftsräumliche Prägung ist nicht vorhanden. 

 

10.5.10 Schutzgut Biologische Vielfalt 

Die Biologische Vielfalt ist gemäß Bundesamt für Naturschutz der Oberbegriff für die Vielfalt 
der Ökosysteme, der Lebensgemeinschaften, der Arten und der genetischen Vielfalt innerhalb 
einer Art. Das Schutzgut biologische Vielfalt wird durch die besondere Berücksichtigung des 
europäischen und nationalen Schutzgebietssystems, der Biotopverbundsysteme und Ver-
bundplanungen, der geschützten Kleinstrukturen (z. B. Einzelbiotope) sowie der Arten mit ei-
nem besonderen Schutzbedürfnis belegt. Der Grad der Gefährdung („Rote Liste“) kann als 
Indikator für die Bedeutung einer Art oder eines Biotoptyps für die Biologische Vielfalt heran-
gezogen werden.  

Auf der Ebene der kommunalen Planung sind die auf dieser kleinteiligen Ebene auftretenden 
Aspekte der Biologischen Vielfalt grundsätzlich zu beachten.  

Abbildung 5: Neues Verkaufsgebäude an der Lehrter Straße. 
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Das zu erwartende Artenspektrum von Fauna und Flora ist typisch für bebaute Flächen und 
Gebäude. Es gibt keine ökologisch hochwertigen oder seltenen Lebensräume. Das Plangebiet 
besitzt für die Erhaltung der biologischen Vielfalt eine sehr geringe Bedeutung.  

 

10.5.11 Schutzgut naturschutzrechtliche Schutzgebiete 

Naturschutzrechtliche Ausweisungen (Naturschutzgebiet, Landschaftsschutzgebiet, Ge-
schützter Landschaftsbestandteil) sind für das Plangebiet nicht erfolgt. Besonders geschützte 
Biotope nach § 30 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) und § 24 Nds. Ausführungsgesetz 
zum BNatSchG (NAGBNatSchG) befinden sich nicht innerhalb des Plangebietes. Natura 2000 
- Gebiete sind hinsichtlich ihrer Erhaltungsziele und Schutzzwecke von der Aufstellung des 
Bebauungsplanes nicht betroffen.  

 

10.5.12 Schutzgut Mensch und seine Gesundheit 

In der Betrachtung des Schutzgutes Mensch sind in der Bauleitplanung die Themen Wohnen, 
Erholung und Gesundheit, insbesondere Lärm, von Belang. 

Wohnen / Erholungsnutzung 

Im Geltungsbereich befindet sich ein Wohngebäude mit kleinem Garten mittig gelegen zwi-
schen den gewerblich, überwiegend für autoaffines Gewerbe genutzten Gebäuden. Für eine 
Erholungsnutzung ist das Gelände abgesehen vom kleinen Garten am Wohnhaus nicht geeig-
net.  

Nördlich und östlich des Plangebietes schließt ein Wohngebiet mit ein- bis dreigeschossiger 
Einzel- und Reihenhausbebauung in offener Bauweise an. Es folgt an der Straße Kötnerhof 
eine Wohnanlage mit mehrgeschossigem Wohnungsbau. Westlich des Plangebietes verläuft 
die Gollstraße sowie ein Wohngebiet mit einer ein- bis sechsgeschossigen Bebauung. 

Lärmschutz/Emissionen 

Das Vorhabengebiet grenzt direkt an die Lehrter Straße mit der in Seitenlage verlaufenden 
Trasse der Stadtbahnlinie 5. Darüber hinaus befinden sich auf der gegenüberliegenden Stra-
ßenseite Gewerbebetriebe und eine Tankstelle. Südlich der Gewerbebetriebe verläuft als stark 
frequentierte Straßenverbindung der Südschnellweg.  

Für die Belange des Schallschutzes im Rahmen der städtebaulichen Planung ist die DIN 
18005 (Schallschutz im Städtebau) zu berücksichtigen. Die DIN 18005 weist in Abhängigkeit 
von der jeweiligen Gebietsausweisung und der zu betrachtenden Emittentenart jeweils Orien-
tierungswerte aus.  

Zur Beurteilung von Gewerbelärm in der Nachbarschaft wird die TA Lärm herangezogen. Es 
gelten in Abhängigkeit von der Nutzung der Gebiete Richtwerte, die den Orientierungswerten 
der DIN 18005 Beiblatt 1 für Industrie- und Gewerbelärm entsprechen. 

Da kein Bau oder keine wesentliche Änderung eines Verkehrsweges (Straße, Schiene) vorge-
sehen ist, werden die Grenzwerte der 16. BImSchV im Planverfahren nur zur Orientierung 
herangezogen.  

Die Betrachtung der Auswirkungen erfolgt in Kapitel 10.7.11. 

 

10.5.13 Schutzgut Kultur und sonstige Sachgüter 

Im Plangebiet und der Nachbarschaft befinden sich keine nach Niedersächsischem Denkmal-
schutzgesetz (NDSchG) geschützte Bauten.  
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10.6 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Nicht-
durchführung der Planung 

Der Flächennutzungsplan der Landeshauptstadt Hannover sieht für das Plangebiet Wohnnut-
zung vor und weist im Zusammenhang mit den bereits vorhandenen Wohngebieten nördlich 
der Lehrter Straße großflächig Wohnbaufläche aus. Daraus ergibt sich, dass eine Wohnbe-
bauung an dieser Stelle grundsätzlich das Ziel der städtebaulichen Entwicklungen ist.  

Aus der Darstellung des FNP allein ist kein Baurecht ableitbar. Dazu ist die Aufstellung eines 
Bebauungsplanes notwendig, der die Ausgestaltung in Art und Maß der Nutzung sowie die 
Fragen der Erschließung regelt. Bei Nichtdurchführung der Planung ergibt sich unter Berück-
sichtigung dieser Rahmensetzung eine Wohnnutzung. Die gewerbliche Schwerpunktnutzung 
hätte allenfalls im Rahmen der Bestandsnutzung fortgesetzt werden können.  

Eine Neunutzung der Grundstücke hätte auch nach § 34 BauGB erfolgen können. Die Bebau-
ung hätte sich dann aber in die Umgebung einfügen müssen und hätte weniger dicht und hoch 
bebaut werden können.  

10.7 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durch-
führung der Planung 

In den folgenden Kapiteln werden die vermuteten Auswirkungen auf die Schutzgüter bei 
Durchführung der Planung in allgemeiner Form qualitativ dargestellt. Grundlage für die Be-
schreibung und Bewertung der zu erwartenden Umweltauswirkungen im Umweltbericht sind 
die beabsichtigten Festsetzungen des Bebauungsplans unter Berücksichtigung der Ergeb-
nisse der erarbeiteten Untersuchungen. 

 

10.7.1 Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere 

Bau- und abrissbedingte Auswirkungen 

In der Bauzeit wird es durch Geräusche und visuelle Effekte zu Störungen kommen. Die Aus-
wirkungen sind aber zeitlich und örtlich begrenzt. Die Fläche ist allerdings bereits im Bestand 
einem gewissen Störpotenzial durch Geräusche und Begehung ausgesetzt. 

Grundsätzlich sind erhebliche Beeinträchtigungen möglich, wenn z.B. die Baufeldvorbereitung 
innerhalb der Brutzeit von Vögeln stattfinden würde.  

Diese bau- bzw. abrissbedingten Auswirkungen lassen sich unter Beachtung einer Bauzeiten-
regelung (nach § 39 BNatSchG keine Entfernung von Gehölzen bzw. Bestandsgebäuden in 
der Zeit von 01. März bis zum 30. September) erheblich minimieren.  

 

Anlagebedingte Auswirkungen 

Mit der Realisierung der Planung werden die vorhandenen Gebäude abgerissen und gehen 
damit anlagenbedingt verloren. Eine potenzielle Eignung als Lebensraumstruktur für gebäu-
debewohnende Tierarten ist sehr gering. Eine artenschutzfachliche Untersuchung war daher 
im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens von der unteren Naturschutzbehörde auch als ver-
zichtbar eingeschätzt worden. Artenschutzfachliche Untersuchungen wurden entsprechend 
nicht durchgeführt. Entsprechende Beobachtungen und Feststellungen, die im Rahmen ande-
rer Begehungen hätten gemacht werden können und die ein Vorkommen bestätigt hätten, gibt 
es nicht. Die sich aus dem nur potenziellen Vorkommen ergebenden artenschutzrechtlichen 
Anforderungen werden in Kapitel 10.18 beschrieben.  
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Mit der Umsetzung des Bebauungsplanes und der beabsichtigten Wohnbebauung geht eine 
teilweise Entsiegelung des Plangebietes einher.  

Mit einer gemäß Vorhabenplanung vorgesehenen Bebaubarkeit von ca. 67% (einschließlich 
der nicht überbauten Tiefgaragen) bleiben 33 % als Freiflächen erhalten, die gärtnerisch mit 
Baum- und Strauchpflanzungen angelegt werden können. Dabei ist zu berücksichtigen, dass 
sich der Anteil durch die Begrünung der nicht überbauten Tiefgaragen noch erhöht.  Durch die 
vorgesehene Mindestbegrünung wird zudem eine Bepflanzung mit Bäumen ermöglicht. 

Mit der Erhöhung des Grünanteils durch gestaltende Maßnahmen mit Gehölzpflanzungen er-
höht sich das Lebensraumangebot deutlich. Man kann sogar von einer Verbesserung der Le-
bensbedingungen für störungstolerante Tierarten ausgehen.  

Betriebsbedingte Auswirkungen 

Im Rahmen der geplanten Nutzung sind derzeit keine erheblichen betriebsbedingten Auswir-
kungen auf das Schutzgut Tiere zu erwarten. 

 

10.7.2 Auswirkungen auf das Schutzgut Pflanzen und Biotope 

Bau-, abriss- und anlagebedingte Auswirkungen 

Durch die Umsetzung der Planung wird es bau- und anlagebedingt zu einem vollständigen, 
dauerhaften Verlust des Bestandes kommen. Allerdings handelt es sich dabei nur zu einem 
sehr geringen Anteil von unter 10% um Vegetationsflächen. 

Somit ist davon auszugehen, dass das Vorhaben einer Wohnbebauung sowie gestalteter Au-
ßenbereiche zu einer Netto-Entsiegelung und damit zu einer Verbesserung für Natur und 
Landschaft beiträgt. Ein Teil des Geländes wird mit Tiefgaragen unterbaut. Die nicht überbau-
ten Tiefgaragenbereiche werden mit Boden abgedeckt und als Grünfläche gestaltet. Gemäß 
Freianlagenplanung werden zur Gestaltung auf den nicht mit Tiefgaragen unterbauten Flächen 
auch Bäume gepflanzt. 

33 % der Grundstücksflächen bleiben unversiegelt und können gärtnerisch gestaltet werden. 
Da in diesen Gartenbereichen der Wurzelraum nicht eingeschränkt ist, werden hier zusätzlich 
zu den Hecken auch Bäume gepflanzt. Die nicht überbauten Tiefgaragenbereiche werden mit 
Boden abgedeckt und können zukünftig ebenfalls bepflanzt werden, wegen des eingeschränk-
ten Wurzelraums nur mit Hecken und sonstigen Bepflanzungen (Rasen- und Staudenbeete). 
Der Anteil der Freiflächen wird also noch höher, als es sich rechnerisch darstellt. Insgesamt 
kann so ein deutlich höherer Durchgrünungsgrad erreicht werden, als im Bestand. 

Geschützte Biotopbestände nach § 24 NABGNatSchG in Verbindung mit § 30 BNatSchG sind 
von der Planung nicht betroffen. Auch geschützte Pflanzenarten sind nicht betroffen. 

Betriebsbedingte Auswirkungen 

Im Rahmen der geplanten Nutzung sind keine erheblichen betriebsbedingten Auswirkungen 
auf das Schutzgut Pflanzen zu erwarten. 

 

10.7.3 Auswirkungen auf das Schutzgut Fläche 

Bau- und abrissbedingte Auswirkungen 

Während der Abriss- oder Bauphase können vorübergehend Flächen in Anspruch genommen 
werden, z. B. durch Materiallager, die über die später bebauten bzw. versiegelten Flächen 
hinausgehen. Diese Beeinträchtigungen sind temporär bedingt und die ggf. davon betroffenen 
Flächen werden nach Beendigung der Bauphase wiederhergestellt. 
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Anlagebedingte Auswirkungen 

Mit der geplanten Neubebauung werden Flächen in Anspruch genommen, die derzeit größ-
tenteils bebaut und versiegelt sind. Als gewerblich genutztes Areal handelt es sich um einen 
stark anthropogen überformten bzw. belasteten Bereich. 

Der Geltungsbereich, seine Größe und die Erschließungsstruktur mit einer guten Anbindung 
eignen sich für eine Wohnbebauung. Da es sich bei den direkt angrenzenden Strukturen eben-
falls um Wohngebiete handelt, passt sich die Planung in die Umgebungsstrukturen gut ein. 

Grundsätzlich ist es sinnvoll Bedarf für Neubebauung auf verkehrstechnisch günstig gelege-
nen bzw. erschlossenen Flächen zu decken, so dass zusätzlicher Flächenverbrauch weniger 
beeinträchtigter Flächen vermieden werden kann. 

Betriebsbedingte Auswirkungen 

Im Rahmen der geplanten Nutzung sind keine erheblichen betriebsbedingten Auswirkungen 
auf das Schutzgut Fläche zu erwarten. 

 

10.7.4 Auswirkungen auf das Schutzgut Boden 

Bau- und abrissbedingte Auswirkungen 

Aufgrund der Bodenverhältnisse wird eine mögliche temporäre und lokal begrenzte Beein-
trächtigung der Bodenverhältnisse durch Verdichtung im Rahmen von Baumaßnahmen als 
unerheblich bewertet. 

Durch fachgerechtes Abtragen, Zwischenlagern und Auftragen des Ober- und Unterbodens 
können Bodenfunktionen zumindest bereichsweise wieder regeneriert werden. 

Anlagebedingte Auswirkungen 

Beeinträchtigungen des Schutzgutes Boden liegen vor, wenn das Bodengefüge und die Bo-
denfunktionen nachhaltig verändert werden. Dies ergibt sich vor allem aus der Überbauung 
und Versiegelung von Flächen. Die Versiegelung stellt einen der stärksten möglichen Eingriffe 
dar, weil diese Flächen dann kaum einen Bodenfunktionswert mehr aufweisen. Grundsätzlich 
sollte der geplante Versiegelungsgrad auf das absolut notwendige Maß begrenzt werden. 

Der Bebauungsgrad und damit der Versiegelungsanteil werden sich verringern. Damit werden 
wesentliche Bodenfunktionen wie das Potenzial zur Niederschlagsversickerung wieder reakti-
viert. 

Vorgesehen ist ein Allgemeines Wohngebiet, in dem sich unter Berücksichtigung aller Haupt- 
und Nebenanlagen, sowie einem Wohnweg und einer Stellplatzanlage ein Über- und Unter-
bauungsgrad von ca. 67 % ergibt. Hierin enthalten sind auch Tiefgaragenflächen, die nicht 
überbaut werden. Aufgrund der Vorhabenplanung bleibt somit ca. 33 % der Fläche unversie-
gelt und kann gärtnerisch angelegt werden bzw. übernehmen wichtige Bodenfunktionen. 

Betriebsbedingte Auswirkungen 

Im Rahmen der geplanten Nutzung sind grundsätzlich keine erheblichen betriebsbedingten 
Auswirkungen auf das Schutzgut Boden zu erwarten. 

Altlasten 

Im Rahmen einer Neubebauung des Grundstücks werden die im Mittel nur weniger als 0,5 m 
mächtigen Auffüllungen komplett vom Grundstück entfernt. Es wird eine sorgfältige Separie-
rung vom anstehenden bzw. unauffälligen Boden vorgenommen.  

Es ist zu vermuten, dass nach Entfernen der nur geringmächtigen Auffüllungen in den Berei-
chen der alten Werkstatt und der Waschanlage die Quelle der leichten BTEX-Gehalte in der 
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Bodenluft beseitigt ist und keine darüber hinaus gehenden technischen Sicherungsmaßnah-
men erforderlich sind. Falls wider Erwarten tieferreichende Belastungen festgestellt werden 
sollten, werden diese entfernt. Eine uneingeschränkte Nutzbarkeit der untersuchten Flächen 
ist damit gegeben.  

Die Bauschuttauffüllung mit dem nachgewiesenen hohen Sulfatgehalt unter der alten Werk-
statt ist kein gefährlicher Abfall und kann unter Berücksichtigung der Einstufung entsprechend 
abgefahren werden.   

Im Rahmen der Baufeldfreimachung für die Neubebauung wird die gesamte ober- und unter-
irdische Bausubstanz inklusive aller Anlagen (unterirdische Altöltanks im Bereich der Werk-
statt, Abscheider, Leitungen, etc.) entfernt. Eine fachgutachterliche Begleitung und Dokumen-
tation stellt sicher, dass alle Anlagen fachgerecht ausgebaut und entsorgt werden. Nach der 
vollständigen und flächenhaften Entfernung der in der Regel nur geringmächtigen schadstoff-
haltigen Auffüllungen kann im Rahmen der fachgutachterlichen Begleitung geprüft werden, ob 
punktuell noch Bereiche vorhanden sind, die ein Schadstoffpotenzial aufweisen.  

Unterirdische Tanks der Tankstelle Heyna wurden im Zuge der Verlängerung der Stadtbahn-
linie und der damit verbundenen Verlegung der Lehrter Straße im Jahre 2001 ausgebaut. Die 
Baumaßnahme wurde gutachterlich begleitet. 

Der Umgang mit den Böden bzw. Altlasten wird ebenso wie die Anforderungen an aufzubrin-
gendes externes Material, der Umfang der fachgutachterlichen Begleitung und die Dokumen-
tation der Maßnahmen im Durchführungsvertrag geregelt.  

 

10.7.5 Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser 

Innerhalb der Geltungsbereichsgrenzen befinden sich keine Oberflächengewässer. 

Aufgrund der größeren Entfernung des Geltungsbereiches zu Stand- und Fließgewässern kön-
nen Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser ausgeschlossen werden. 

Ausgewiesene wasserschutzrechtliche Schutzgebiete kommen im Geltungsbereich und in un-
mittelbarer Nähe nicht vor und sind nicht betroffen. 

 

Grundwasser 

Bau- und abrissbedingte Auswirkungen 

Da der Grundwasserflurabstand relativ weit unter der Geländeoberkante liegt, sind Beeinträch-
tigungen während der Bautätigkeit und unter Beachtung üblicher Sicherheitsvorkehrungen 
weitestgehend ausgeschlossen. 

Anlagebedingte Auswirkungen 

Im Vergleich zur Bestandssituation wird sich mit der Realisierung der Planungsziele der Ver-
siegelungsgrad erheblich reduzieren. Diese Flächen stehen dann erstmals grundsätzlich für 
eine Niederschlagsversickerung und somit Grundwasserneubildung zur Verfügung. 

Nach Umsetzung der Planung bleiben rund 33 % der Baugebietsfläche künftig unversiegelt 
und stehen für eine dezentrale Versickerung von Niederschlagswasser über die Bodenpas-
sage zur Verfügung. Da die Sickerfähigkeit des anstehenden Bodens aber schlecht ist, ist der 
größere unversiegelte Flächenanteil für den Bodenwasserhaushalt allenfalls von untergeord-
neter Bedeutung.  
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Betriebsbedingte Auswirkungen 

Gemäß den Anforderungen der Stadt Hannover soll anfallendes Niederschlagswasser von 
Gebäuden und Nebenanlagen vollständig auf dem Grundstück zur Versickerung gebracht wer-
den. 

Die Bodenkennwerte lassen nur bedingt eine Versickerung zu. Daher ist eine Ableitung aus 
dem Gebiet vorgesehen. Für Grundstücke über 2.000 m2 Grundstücksfläche liegt die Abfluss-
beschränkung bei 40 l/s*ha. Darüber hinaus gehende Wassermengen müssen gespeichert 
und verzögert abgegeben werden. Es ist vorgesehen, auf den Flachdächern Regen zurückzu-
halten. Es sind Anstaumengen von 15 cm geplant, die die Retention auf dem Grundstück ver-
bessern sollen. Neue Grundstücksanschlussleitungen dürfen DN 200 nicht überschreiten. De-
tails wurden mit dem Fachbereich Stadtentwässerung Hannover im Rahmen des Entwässe-
rungsantrages abgestimmt. Das Regenwasser aus den Freiflächen wird natürlich, ohne be-
sondere Bauwerke oder Systeme, versickert.  

Die Versickerung von Niederschlagswasser, welches auf Dach- und Wegeflächen bei Wohn-
grundstücken anfällt wäre grundsätzlich erlaubnisfrei. Für Hofflächen (Flächen mit Kfz-Ver-
kehr) gilt die Erlaubnisfreiheit nur, wenn die Versickerung über die belebte Bodenzone z.B. in 
Form von Mulden und/oder Flächen-Versickerungsanlagen erfolgt.  

 

10.7.6 Auswirkungen auf das Schutzgut Luft 

Bau- / abrissbedingte Auswirkungen 

Im Rahmen von Baumaßnahmen können auf die Bauzeit beschränkte und durch den Baustel-
lenbetrieb verursachte Emissionen und Staub entstehen, die allerdings auf das unmittelbare 
Umfeld beschränkt bleiben. Diese Auswirkungen werden als unerheblich für das Schutzgut 
bewertet. 

Anlagebedingte Auswirkungen 

Anlagebedingt sind durch die geplante Nutzung keine erheblich negativen lufthygienischen 
Belastungen zu erwarten.  

Betriebsbedingte Auswirkungen 

Im Rahmen der Neu- und Umnutzung zu Wohnzwecken werden die Luftschadstoff-Emissio-
nen infolge der zu erwartenden Verkehrszunahme voraussichtlich unwesentlich zunehmen. 
Hier ist allerdings auch die Vorbelastung durch die bereits existierenden Verkehrsmengen zu 
berücksichtigen. 

 

10.7.7 Auswirkungen auf das Schutzgut Klima 

Anlagebedingte Auswirkungen 

Planungsziel ist die Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebietes mit sechs solitär stehenden 
Baukörpern. Vorgesehen ist gemäß Vorhabenplanung eine Bebaubarkeit bis zu 67 % des 
Plangebietes.  

Versiegelte Flächen heizen sich stärker auf und sind charakterisiert durch erhöhte Tempera-
turen und eine verminderte Luftfeuchte mit trockenwarmer Luft bei starker Sonneneinstrahlung 
im Sommer. 

Der Geltungsbereich ist allerdings bereits im Bestand durch einen hohen Versiegelungsgrad 
geprägt. Mit der Planumsetzung geht eine Abnahme des Versiegelungsgrades einher. Der 
geringere Bebauungsgrad wirkt sich auf das Lokalklima sogar eher positiv aus.  
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Klimawirksame Gehölzbestände gibt es im Bestand nicht. Zukünftig sollen Bäume gepflanzt 
werden, die sich durch Beschattung und Verdunstung positiv auf das Mikroklima auswirken 
werden.  

Bis zu 33 % der Grundstücksflächen werden gärtnerisch angelegt. Der Vegetationsanteil wird 
sich somit im Vergleich zum Bestand erhöhen, so dass sich die Filter- und Frischluftfunktion 
verbessern kann und grundsätzlich positive kleinklimatische Verhältnisse erwartet werden. 

Bau- / abriss- und betriebsbedingte Auswirkungen 

Für das Schutzgut Klima sind keine bau-, abriss- bzw. betriebsbedingten Auswirkungen zu 
erwarten. 

 

 

10.7.8 Auswirkungen auf das Schutzgut Orts- und Landschaftsbild 

Bau- / abrissbedingte Auswirkungen 

Durch die avisierten Maßnahmen sind keine erheblichen bau- bzw. abrissbedingten Auswir-
kungen auf das Schutzgut Landschaft zu erwarten.  

 

Anlagebedingte Auswirkungen 

Der Geltungsbereich ist ein großflächig versiegeltes Gelände, den eine bauliche Vornutzung 
in Form von 1-2 geschossigen Gewerbebauten ausmacht. Besondere landschaftsbildprä-
gende Strukturen sind nicht vorhanden.  

Mit dem Abriss der Bestandsgebäude wird eine Neubebauung vorbereitet, so dass eine städ-
tebauliche Neuordnung möglich wird, die sich hinsichtlich der Gestaltqualitäten positiv auf das 
gesamte Areal auswirken wird.  

Durch die Realisierung der Planung erfolgt eine grundlegende verdichtete Neugestaltung der 
räumlich-städtebaulichen Situation. Vorgesehen ist eine Bebauung mit dreigeschossigen 
Mehrfamilienhäusern und einer Eckbebauung mit vier Geschossen zzgl. Staffelgeschoss. 
Diese Siedlungsstrukturen sind im weiteren Verlauf der Lehrter Straße nicht untypisch.  

Mögliche optische Beeinträchtigungen können durch eine ansprechende Freiraumgestaltung, 
die durch entsprechende Festsetzungen (Mindestbegrünung, Begrünung der Tiefgarage) vor-
bereitet wird, reduziert werden. Wichtig sind hier insbesondere die Baumpflanzungen.  

Betriebsbedingte Auswirkungen 

Auf das Schutzgut Landschaft sind keine betriebsbedingten Auswirkungen zu erwarten. 

 

10.7.9 Auswirkungen auf das Schutzgut biologische Vielfalt 

Bau- / abrissbedingte Auswirkungen 

Durch den Bebauungsplan und insbesondere durch den dafür notwendigen Abriss der Be-
standsgebäude können Lebensräume von Tieren, die an das Stadtleben (hier insbesondere 
Gebäudebrüter) angepasst sind, durch andere Nutzungen dauerhaft überplant werden. 

Da es sich bei den potenziellen Niststätten der Gebäudebrüter um dauerhaft geschützte Le-
bensstätten handeln könnte, wird zu diesem Thema vertiefend im Kapitel 10.18 Bezug genom-
men. 
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Auswirkungsprognose 

Derzeit könnten im Geltungsbereich aufgrund der allgemein verbreiteten Biotoptypen insbe-
sondere Arten vorkommen, die an das urbane Leben angepasst sind. Dies bedeutet, dass nur 
mit wenig spezialisierten Arten (Brutvogelarten) zu rechnen ist. Diese können entweder in der 
direkten Umgebung oder auch innerhalb der neu zu gestaltenden Freiflächen der Neubebau-
ung einen neuen Lebensraum finden. 

Mit der Realisierung der Bebauung wird sich die Strukturvielfalt an Lebensräumen für Tier- und 
Pflanzenarten erhöhen. Die Umnutzung kann somit sogar zu einer Verbesserung der biologi-
schen Vielfalt führen.  

Mit den neu gestalteten Grünflächen entstehen Lebensraumstrukturen insbesondere für Ge-
hölzbrüter und Nischenbrüter, die den Erhalt der biologischen Vielfalt weiterhin sicherstellen. 
Heimische, standortgerechte Gehölze können die anlagebedingten Auswirkungen weiterhin 
minimieren und sich auf das Schutzgut biologische Vielfalt positiv auswirken. 

 

10.7.10 Auswirkungen auf das Schutzgut naturschutzrechtliche Schutzge-
biete 

Es sind keine bau-, abriss-, anlage- sowie betriebsbedingten Auswirkungen auf internationale 
oder nationale naturschutzrechtliche Schutzgebiete zu erwarten, da sich weder im Geltungs-
bereich noch in unmittelbarer Nähe Schutzgebiete befinden. 

 

10.7.11 Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch, Gesundheit und Bevölke-
rung 

Bau- und abrissbedingte Auswirkungen 

Bauzeitlich werden von der Vorbereitung und Abwicklung der Baumaßnahme Störungen aus-
gehen, die auf der Ebene der Bauleitplanung nicht regelbar sind. Umfang der Inanspruch-
nahme und Verortung von z. B. Baustelleneinrichtungsflächen sind nicht Gegenstand der Bau-
leitplanung und können daher mit einem Bebauungsplan nicht festgelegt werden. 

Die möglicherweise auftretenden Lärm- und Staubentwicklungen sind lokal begrenzt. Aufgrund 
der eher geringfügigen Abstände zur südlich angrenzenden Wohnbebauung können hier ne-
gative Auswirkungen nicht ausgeschlossen werden. 

Im Rahmen der Baumaßnahmen wird es auch zu Beeinträchtigungen des Verkehrs kommen. 
Mögliche Auswirkungen sind z. B. temporäre Behinderungen durch Baufahrzeuge, Anlieferun-
gen oder Abtransporte. Die prognostizierten Auswirkungen sind jedoch temporär und baustel-
lenbedingt. 

Anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans wurde die Geräuschsituation überprüft, die 
durch den umliegenden öffentlichen Straßenverkehr, die oberirdisch verlaufende Straßen-
bahnlinie sowie den Gewerbelärm der gegenüberliegenden Gaststätte sowie anderen gewerb-
lichen Emissionsorten, hervorgerufen wird und gemäß DIN 18005 bewertet.21 Für die geplante 
Bebauung erfolgte eine Einstufung als allgemeines Wohngebiet. 

Für die gewerblichen Geräuschemissionen aus dem Gaststättenbetrieb in der Lehrter Str. 59, 
für den landwirtschaftlichen Betrieb in der Gollstr. 8, für den Gewerbebetrieb in der Straße Zur 
Mühle 1-3 sowie aus der Tankstelle an der Lehrter Str. 86 ergeben sich keine nennenswerten 

                                                
21 TAD – Technische Akustik: Schalltechnische Untersuchung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr.: 1865  
   – Lehrter Straße/Gollstraße, Hannover-Anderten, 06.05.2019. 
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Immissionen für das geplante Vorhaben. Die Ergebnisse der schalltechnischen Untersuchung 
für den Gewerbelärm zeigen, dass die zulässigen Orientierungswerte der DIN 18005 an allen 
Immissionsorten tagsüber und nachts um mindestens 3 dB(A) unterschritten bleiben. Die zu-
lässigen Spitzenpegel gemäß TA Lärm werden ebenfalls an allen Immissionsorten tagsüber 
und nachts eingehalten. 

Wesentliche Emissionsquelle ist der umliegende bzw. angrenzende Straßen- und Schienen-
verkehr (Straßenbahnlinie 5). Die Ergebnisse für den öffentlichen Straßen- und Schienenver-
kehr ergab, dass sowohl tagsüber als auch nachts die Orientierungswerte der DIN 18005 zum 
Teil überschritten werden. An den Fassaden der Gebäude liegen die Beurteilungspegel wäh-
rend der Tagzeit zwischen 48 dB(A) und 69 dB(A), nachts zwischen 40 dB(A) und 60dB(A).  

Die Geräusche der Außenbereiche (Gärten, Terrassen, Balkone) werden maßgeblich durch 
den Verkehr der Lehrter Straße geprägt. Der hier ermittelte Beurteilungspegel errechnet sich 
durch die Verkehrsstärken zur Tagzeit (06.00 Uhr bis 22.00 Uhr).  

Daraus ergeben sich Anforderungen für den Lärmschutz. Zum Schutz vor Schall sind Maß-
nahmen erforderlich und festgesetzt.  

Aktive Schallschutzmaßnahmen sind im Bereich der Straßenführung der Lehrter Straße in 
Form einer Schallschutzwand berücksichtigt. Diese wirkt sich auf die Garten- und Terrassen-
bereiche aus, so dass die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV (Mischgebiete) für Außen-
wohnbereiche eingehalten werden können. Nur im kreuzungsnahen Haus B steigt der Beur-
teilungspegel auf 62 dB(A) an. Balkone erhalten eine geschlossene Brüstung, so dass bis auf 
einzelne Ausnahmen der Beurteilungspegel von 60 dB(A) eingehalten werden kann.  

Auf die oberen Geschosse der Gebäude hat die Lärmschutzwand kaum einen Einfluss. Die 
Höhe der Lärmschutzwand mit maximal 2,25 m Höhe ist auf den Schutz der Auswohnbereiche 
ausgerichtet und dimensioniert.  

Zum Schutz vor den Geräuschen aus dem öffentlichen Schienenverkehr und Straßenverkehr 
werden für die Wohngebäude passive Schallschutzmaßnahmen umgesetzt. Dadurch werden 
gesunde Wohnverhältnisse im Inneren des Gebäudes ausgehend von den vorhandenen maß-
geblichen Außenlärmpegeln und der Gebäudegeometrie sichergestellt. Zu den passiven 
Schallschutzmaßnahmen gehören die Festlegung von Schalldämmmaßen von Außenbautei-
len, Gestaltung von Grundrissen und der Einbau von Schallschutzfenstern.  

In einer ergänzenden schalltechnischen Untersuchung wurde das Thema der öffenbaren 
Fenster zur Nachtzeit vertieft.22 Dazu liegt eine einzelhausweise Betrachtung vor.  

Verkehr 

Für das Projekt wurde eine verkehrsplanerische Einschätzung23 vorgenommen. Sie geht von 
insgesamt 59 Wohneinheiten aus. Es ergeben sich demnach pro Tag ca. 310 Kfz-Fahrten 
durch das Wohnungsbauvorhaben. Besucherverkehre sowie Ver- und Entsorgungsfahrten 
sind dabei inkludiert.  

Für eine mögliche Gewerbenutzung (ggf. Bäckerei) kann bei ähnlichem MIV-Anteil (Motorisier-
ter Individualverkehr) von ca. 250 bis 300 Kfz-Fahrten/24h ausgegangen werden. Bei dieser 
Berechnung wurde eine Verkaufsfläche von 100 m² zugrunde gelegt. Bei einer Gewerbeeinheit 
dieser Größe ist von ca. 300 Kunden am Tag auszugehen, wovon die ca. die Hälfte den Pkw 
nutzt.  

                                                
22 TAD – Technische Akustik: Schalltechnische Untersuchung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Lehrter 

Straße, Hannover-Anderten, Hier: öffenbare Fenster zur Nachtzeit, 19.10.2018. 
23 Zacharias Verkehrsplanungen (2018): Verkehrliche Stellungnahme – Planvorhaben Hannover-Anderten, Lehrter 

Straße 61, 21.02.2019, Hannover. 



 
56 
 

Da die bisherige gewerbliche Nutzung durch das Autohaus entfällt, kann somit davon ausge-
gangen werden, dass durch das Planvorhaben kein relevanter Mehrverkehr gegenüber dem 
Bestand entsteht und im Knotenpunkt keine wesentlichen Änderungen - insbesondere auch in 
den Spitzenstunden - zu erwarten sind. U. a. wird durch die Lage der Tiefgarage zwar mehr 
Verkehr auf der Gollstraße auftreten, jedoch wird der östliche Abschnitt der Lehrter Straße 
entsprechend entlastet.  

Die vorhandenen Straßen können diese veränderten Verkehrsströme aufnehmen. Insgesamt 
entsteht im Knotenpunkt durch das Planvorhaben kein relevanter Mehrverkehr gegenüber dem 
Bestand. 

Die Anzahl der Begegnungsfälle wird sich innerhalb des Wohnweges Sehnder Straße unter 
Berücksichtigung der Neuverkehre durch das Planvorhaben weiterhin auf einem niedrigen Ni-
veau bewegen.  

Vor der Einmündung der Tiefgarage kann es im Bereich der Gollstraße in Spitzenzeiten zu 
Rückstauungen von der vorhandenen Signalanlage kommen. Auch bei aktueller Umleitungs-
strecke (Baustelle Lehrter Straße) baut sich der Rückstau hier jedoch zügig ab.  

Insgesamt sind die geplanten Stellplätze bezogen auf die jeweiligen Nutzungen in Lage und 
Anzahl ausreichend dimensioniert. 

Lärm 

Der Geltungsbereich ist aufgrund der unmittelbaren Nähe zu den Hauptverkehrsstraßen (Lehr-
ter Straße, Gollstraße und Südschnellweg) und der Stadtbahntrasse bereits Lärmbelastungen 
ausgesetzt, so dass in den Bebauungsplan aktive und passive Lärmschutzmaßnahmen auf-
genommen werden. 

Wesentlich ist, dass die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohnverhältnisse gewähr-
leistet werden.  

Wegen des hohen Außenlärmpegels wurde geprüft24, in welchen Gebäuden bzw. Gebäude-
teilen Vorkehrungen getroffen werden müssen. Neben der Grundrissgestaltung wird der Ein-
satz von hochwertigen Fenstern vorgesehen, die auch bei gekippter Stellung einen Innenpegel 
zur Nachtzeit von 30 dB(A) gewährleisten. Für Aufenthaltsräume, an deren Außenseite ein 
Lärmpegel unter 60 dB(A) nachts erreicht wird, können alternativ Lüftungsanlagen eingebaut 
werden. Dieses wird im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens nachgewiesen.  

 

10.7.12 Auswirkungen auf das Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

Durch die geplanten Festsetzungen ergeben sich nach aktuellem Stand weder bau-, abriss-, 
anlage- noch betriebsbedingte Auswirkungen auf das Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgü-
ter. Im Geltungsgereich sind weder Bau-, noch Boden- oder sonstige Denkmäler betroffen. 

Unabhängig davon können jederzeit bei mit Erdeingriffen verbundenen Baumaßnahmen Bo-
dendenkmale z.B. in Form von Steinsetzungen, Mauerwerk, Erdverfärbungen, Holzpfählen o-
der -bohlen, Scherben, Knochen, Stein- oder Metallgegenständen entdeckt werden.  

Sollten bei Bau- und Erdarbeiten ur- bzw. frühgeschichtliche Bodenfunde gemacht werden, 
sind diese grundsätzlich der Stadtdenkmalpflege Hannover oder dem Niedersächsischen Lan-
desamt für Denkmalpflege zu melden (Anzeigepflicht gem. § 14 NDSchG). 

Bodenfunde und Fundstellen sind bis zum Ablauf von vier Werktagen nach der Anzeige un-
verändert zu lassen und vor Zerstörung zu schützen. 

                                                
24 TAD – Technische Akustik (2018): Schalltechnische Untersuchung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan  
    Lehrter Straße, Hannover-Anderten, hier: öffenbare Fenster zur Nachtzeit, 19.10.2018, Düsseldorf. 
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10.7.13 Wechselwirkungen zwischen den Belangen des Umweltschutzes 

Die Schutzgüter stehen untereinander in einem zusammenhängenden Wirkungsgefüge. Ver-
siegelung (auch Teilversiegelung) führt z. B. zu einem Verlust natürlicher Bodenfunktionen wie 
der Fähigkeit zu Filterung, Pufferung und Abbau oder Umwandlung von Schadstoffen und 
gleichzeitig zu einem Lebensraumverlust für Tiere und Pflanzen.  

Da der Versiegelungsanteil aber insgesamt reduziert wird, verbessern sich die Bedingungen 
für alle Schutzgüter. Z. B. führt die Erhöhung des Vegetationsanteils zu einer Erhöhung des 
Lebensraumangebots für Tiere und Pflanzen. 

Grundsätzlich sind die folgenden Wechselwirkungen zu berücksichtigen: 
 

Tabelle 1: Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern. 

Schutzgut Wechselwirkung 

Mensch alle anderen Schutzgüter bilden die Lebensgrundlage des Menschen 

Tier abhängig von der biotischen und abiotischen Lebensraumausstattung 
(Pflanzen, Biotope, Vernetzung, Boden und Wasser) 

anthropogene Nutzung als Beeinträchtigung von Tieren und ihren Lebens-
räumen 

Pflanzen abhängig von den abiotischen Standorteigenschaften (Boden, Wasser-
haushalt) 

Bestandteil des Landschaftsbildes, Vernetzung 

anthropogene Nutzung als Beeinträchtigung von Pflanzen und ihren Le-
bensräumen, aber auch Förderung kultur- und pflegeabhängiger Arten 

Fläche abhängig von anthropogener Nutzung (z. B. Versiegelung) und Vorbelas-
tung 

Boden abhängig der Bodeneigenschaften von geologischen, geomorphologi-
schen, wasserhaushaltlichen und vegetationskundlichen Verhältnissen 

Lebensraum für Mensch, Tiere und Pflanzen, Einfluss auf Landschafts-
wasserhaushalt durch Grundwasserneubildung, Retention, Grundwasser-
schutz) 

Vorbelastung durch anthropogene Nutzung (Versiegelung, Verdichtung, 
Stoffeintrag) 

Wasser Grundwasserneubildung abhängig von bodenkundlichen und nutzungsbe-
zogenen Faktoren 

Anthropogene Vorbelastung des Grundwassers durch Nutzung (Ent-
nahme) und Stoffeintrag 

Klima / Luft Wechselwirkungen bei lokaler Betrachtung nicht zu erwarten 

Landschaft Erscheinung des Landschaftsbildes abhängig von anthropogener Nutzung, 
Vegetation, Boden 

anthropogene Vorbelastung durch Überprägung 

Erkennbare Wechselwirkungen zwischen den zuvor betrachteten Schutzgütern sind insge-
samt als wenig erheblich einzustufen, da nicht zu erwarten ist, dass sich aus den in den Ab-
schnitten beschriebenen Auswirkungen auf die einzelnen Schutzgüter schwerwiegende Fol-
gen auf die anderen Schutzgüter bzw. Summenkonflikte ergeben. 
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Natura 2000-Gebiete sowie sonstige Schutzgebiete, auf die die Planung eine indirekte Aus-
wirkung haben könnte, befinden sich nicht im Bereich des Plangebiets. 

 

10.8 Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit 
Abfällen und Abwässern 

Zur allgemeinen Reduzierung von Emissionen werden im Bebauungsplan keine Vorgaben 
festgesetzt.  

Zum sachgerechten Umgang mit Abfällen und Abwässern trifft der Bebauungsplan ebenfalls 
keine Regelungen. Im Rahmen der Genehmigungsplanung ist grundsätzlich die Einhaltung 
der einschlägigen rechtlichen Vorgaben nachzuweisen. 

Emissionen sind auf das notwendige Maß zu reduzieren und die gesetzlichen Vorschriften sind 
einzuhalten. Gemäß den rechtlichen Vorgaben ist im Plangebiet der sachgerechte Umgang 
mit Abfällen und Abwässern sicher zu stellen. 

 

10.9 Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente 
Nutzung von Energie 

Hinsichtlich der Nutzung von erneuerbaren Energien sowie der sparsamen und effizienten 
Nutzung von Energie sind keine Festsetzungen in den Bebauungsplan aufgenommen worden. 
Es wird auf die bestehenden gesetzlichen Regelungen in ihrer jeweils gültigen Fassung ver-
wiesen. 

Im Durchführungsvertrag wird festgelegt, dass der Niedrigenergiehausstandard Plus (gem. 
den ökologischen Standards) als Mindeststandard umgesetzt wird.  

Die Dächer werden für die mögliche Errichtung von Photovoltaikanlagen vorgerüstet. 

 

10.10 Darstellungen von sonstigen Plänen, insbesondere des Wasser-, 
Abfall- und Immissionsschutzrechts 

Es liegen keine weiterführenden Plandarstellungen des Wasser-, Abfall- und Immissions-
schutzrechts für das Plangebiet vor.  

 

10.11 Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die 
durch Rechtsverordnung zur Erfüllung von Rechtsakten der Euro-
päischen Union festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht über-
schritten werden 

Aufgrund der Festsetzungen des Bebauungsplans ist nicht zu erwarten, dass diese erheblich 
negative Einflüsse auf die Luftqualität haben könnten und zu Grenzwertüberschreitungen füh-
ren. 

Durch die im Bebauungsplan festgesetzten Nutzungsarten sind keine Betriebe oder Nutzun-
gen zulässig, die erheblich negative Einflüsse auf die Luftqualität haben könnten. Insgesamt 
ist durch die Planung nicht mit einer Steigerung verkehrsbedingter Luftschadstoffe zu rechnen, 
da sich die Verkehrsmengen nicht signifikant verändern. 
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10.12 Art und Menge an Emissionen von Schadstoffen, Lärm, Erschütte-
rungen, Licht, Wärme und Strahlung sowie der Verursachung von 
Belästigungen 

Durch die zukünftige Umnutzung zu einem Wohngebiet und die Verdichtung innerhalb des 
Plangebiets werden nutzungsspezifisch verkehrsbedingte Stoff- und Lärmemissionen hervor-
gerufen. Nähere Informationen zu den verkehrsbedingten Stoffemissionen liegen nicht vor. Im 
Bestand führte die Nutzung als Autohandel und Werkstatt aber auch zu Kundenverkehr mit 
nutzungsspezifischen Auswirkungen.  

Innerhalb des Geltungsbereichs sind keine Anlagen oder Betriebe zulässig, von denen erheb-
liche Emissionen (Schadstoffe, Lärm, Erschütterungen, Licht, Wärme und Strahlung) zu er-
warten sind.  

 

10.13 Art und Menge der erzeugten Abfälle und ihre Beseitigung und Ver-
wertung 

Auf Ebene des vorliegenden Bebauungsplans können Art und Menge der erzeugten Abfälle 
und ihre Beseitigung und Verwertung nur grundsätzlich dargestellt werden.  

Entstehende Haushaltsabfälle werden im Zuge der üblichen Hausmüllentsorgung beseitigt 
bzw. verwertet.  

Gemäß der Gewerbeabfallverordnung gilt für gewerbliche Siedlungsabfälle der folgenden Ab-
fallfraktionen die getrennte Sammlung und Beförderung: Papier, Pappe und Karton mit Aus-
nahme von Hygienepapier, Glas, Kunststoffe, Metalle, Holz, Textilien und Bioabfälle. Insge-
samt kann davon ausgegangen werden, dass die im Rahmen der zulässigen Nutzung erzeug-
ten Abfälle fachgerecht gelagert, beseitigt und ggf. verwertet werden.  

Die abfallrechtlichen Normen sind im Rahmen der Baugenehmigung nachzuweisen. 

 

10.14 Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe oder 
die Umwelt 

Das Plangebiet befindet sich außerhalb von Überschwemmungsgebieten. 

Sonstige Unfälle oder Katastrophen, die für die menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe 
oder die Umwelt von Belang wären, sind weder aus der Örtlichkeit noch aus der planungs-
rechtlich zu sichernden Nutzung abzuleiten. 

 

10.15 Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter 
Plangebiete 

Weiteren Bauprojekte in der Nähe, von denen sich eine Kumulierung ableiten ließe, sind nicht 
bekannt. 

 

10.16 Anfälligkeit gegenüber den Folgen des Klimawandels 

Unter dem Aspekt eines sich immer weiter abzeichnenden Wandels der zukünftigen klimati-
schen Bedingungen gilt es auf der Ebene der Bauleitplanung bereits Anpassungsstrategien zu 
entwickeln. Der Erhalt und die Sicherung der Lebensqualität ist dabei oberstes Ziel und findet 
mit der Novellierung des Baugesetzbuches verstärkte Beachtung in der Bauleitplanung, die 
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über die grundsätzlichen Hinweise zum Schutzgut Klima hinausgehen. Auf der Ebene der Bau-
leitplanung gilt es insbesondere Anpassungsstrategien für die Wetterextreme Hitzeperioden 
und Starkregenereignisse zu entwickeln. 

Zu den möglichen Anpassungsmaßnahmen an den Klimawandel mit Bezug zur verbindlichen 
Bauleitplanung gehören unter anderem: 

▪ klimaangepasste Dachausprägungen (blaugrüne Dächer, Dachbegrünung), 

▪ Pflanzung großkroniger Bäume insbesondere vor südexponierten Fassaden, 

▪ Erhöhung der Albedo durch die Verwendung von hellen und glatten Baumaterialen, 

▪ Schaffung luftdurchlässiger Bebauungsstruktur in Richtung klimatisch entlastender 
Räume, 

▪ südexponierte Ausrichtung von Gebäuden (solardachtauglich) 

▪ Entkoppelung der Niederschlagsentwässerung von der Regenwasserkanalisation. 

Die Maßnahmen sollen die Resilienz der gebauten Strukturen und der Freiflächen gegenüber 
extremen Wetterereignissen erhöhen. Dafür wurden die wesentlichen Faktoren Hitze und 
Starkniederschläge identifiziert.  

Zu den wesentlichen Aspekten der Anpassungen zur Reduzierung von Hitzestress, die im 
Plangebiet ausgeschöpft werden können, gehören neben der Berücksichtigung von Grünflä-
chen und Vegetation (Verdunstungskühle und Beschattung) die Gestaltung von Gebäudeober-
flächen und -dächern. Die Dächer werden als Flachdächer mit Regenrückstaufunktion ausge-
bildet, auf denen Regenwasser zurückgehalten werden kann. Das auf den Dächern zurückge-
haltene Regenwasser führt zu Verdunstungskühle.  

Insbesondere zusammenhängende, größere und versiegelte Flächen können sich stark auf-
heizen und dann zu mikroklimatisch belasteten Bereichen werden. Maßnahmen wie Baum-
pflanzungen können durch Verschattung und erhöhte Verdunstungsraten mikroklimatische 
Belastungen vermindern. Vor diesem Hintergrund stellt die Reduzierung der Bebauung mit 
einem höheren Anteil an Grünflächen eine Verbesserung für den Mikrostandort dar.  

Insgesamt kann aber festgestellt werden, dass das Plangebiet nicht in einem belasteten In-
nenstadtbezirk liegt, sondern in Stadtrandlage, deren örtliches Klima zusätzlich von z.B. Kalt- 
und Frischluft-Windsystemen vom unmittelbar südlich liegenden Kronsberg oder dem Mittel-
landkanal als Luftleitbahn bzw. temperaturausgleichender Wasserkörper beeinflusst oder 
überlagert wird.  

 

10.17 Auswirkungen infolge der eingesetzten Techniken und Stoffe 

Auf Ebene des vorliegenden Bebauungsplans sind die eingesetzten Techniken und Stoffe der 
zukünftigen Nutzungen nicht konkret absehbar. 

Durch den Bebauungsplan wird die Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebietes vorbereitet.  

Die üblicherweise bei diesen Nutzungsarten eingesetzten Techniken und Stoffe werden vo-
raussichtlich keine erheblichen Auswirkungen hervorrufen. 

 

10.18 Artenschutzrechtliche Einschätzung 

Durch den besonderen Artenschutz nach §§ 44 ff BNatSchG sind alle wildlebenden und hei-
mischen europäischen Vogelarten, Säugetiere und eine Reihe von Arten anderer Artengrup-
pen (Pflanzen und Tiere) besonders/streng geschützt.  
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Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG gelten Zugriffsverbote für die besonders und/oder streng ge-
schützten Arten. Diese Regelungen gelten auf allen Ebenen der Bauleitplanung und bei der 
konkreten Umsetzung von Projekten und Bauvorhaben.  

Nach § 44 Abs. 1 ist es verboten,  

▪ wildlebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, 
zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, 
zu beschädigen oder zu zerstören (Tötungsverbot gem. § 44 Abs. 1, Nr. 1 BNatSchG), 

▪ wildlebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten wäh-
rend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser, Überwinterungs- und Wanderungszeiten 
erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der 
Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert (Störungsverbot 
gem. § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG), 

▪ Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten 
Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören (Beschädi-
gungsverbot geschützter Lebensstätten gem. § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG), 

▪ wildlebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen 
aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören 
(gem. § 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG). 

Von den Verboten kann nur unter bestimmten Bedingungen eine Ausnahme oder Befreiung 
nach BNatSchG gewährt werden.  

Die artenschutzrechtlichen Ge- und Verbote gelten aber für jede Handlung (z.B. Abriss, bau-
vorbereitende Maßnahmen oder Ausbau von Bestandsgebäuden) auch unmittelbar. Vor dem 
Abriss sollte der mögliche Besatz geprüft werden. 

Alle europäischen Vogelarten gehören nach § 7 (13) BNatSchG zu den besonders geschütz-
ten Arten, woraus sich die in § 44 BNatSchG aufgeführten Vorschriften für besonders ge-
schützte Tierarten ergeben.  

Alle heimischen Fledermausarten gehören zu den streng geschützten Arten und unterliegen 
dem europäischen Artenschutzrecht, da alle Arten in Anhang IV der FFH-Richtlinie eingestuft 
sind (§ 7 Abs. 2 (14) BNatSchG bzw. Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG (FFH-Richtlinie)). 

Aufgrund der fast vollständigen Versiegelung des Plangebiets sowie der geringen Wertigkeit 
der Vegetationsflächen (Schnittrasen und Ziergehölz-Pflanzungen) als Lebensraum für beson-
ders geschützte Arten und ganzjährig geschützter Lebensstätten wurde eine Potenzialein-
schätzung vorgenommen. 

Das Plangebiet ist durch seine bestehende Nutzung und Überbauung als Lebensraum für 
Wildtiere kaum geeignet.  

Als Lebensräume mit potentiellen Habitatqualitäten, die artenschutzrechtlich von Bedeutung 
sein könnten, sind im Plangebiet die Gebäude zu nennen. Altbäume gibt es nicht.  

Da im Plangebiet das Vorkommen seltener bzw. geschützter Vögel und Fledermäuse nicht 
grundsätzlich ausgeschlossen werden kann, müssen vor Abrissmaßnahmen bei Gebäuden 
Bestandsüberprüfungen durch einen Fachgutachter vorgenommen werden. Sollten bei dieser 
Überprüfung dauerhaft geschützte Lebensstätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) festgestellt 
werden, sind in Abstimmung mit der zuständigen Naturschutzbehörde die erforderlichen Maß-
nahmen abzustimmen. Dieses kann z.B. die vorgezogene Anbringung von artspezifischen, 
künstlichen Nisthilfen für Vögel oder Ersatzhabitate für Fledermäuse sein (§ 44 Abs. 5 Satz 3 
BNatSchG).  
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Wenn sich im Rahmen der Überprüfung ergibt, dass so genannte Freibrüter ein Nest errichtet 
haben, sind deren Fortpflanzungsstätten geschützt, wenn sich darin Entwicklungsstadien (Eier 
oder Junge) befinden.  

 

10.19 Maßnahmen zur Vermeidung, Verhinderung, Verringerung und 
Ausgleich erheblich nachteiliger Auswirkungen sowie Eingriffsbe-
urteilung und Ausgleichsentscheidung gem. § 18 BNatSchG i.V.m. 
§ 1a Abs. 3 BauGB 

Nach § 1a Abs. 3 BauGB sind die „Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher 
Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushaltes (..) in der Abwägung zu berücksichtigen.“ Damit wird auf die Eingriffsregelung 
nach § 15 BNatSchG verwiesen. Demnach ist der Verursacher eines Eingriffs verpflichtet, ver-
meidbare Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen sowie unvermeidbare 
Beeinträchtigungen durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege auszu-
gleichen.  

Wenn aufgrund der Aufstellung eines Bebauungsplans Eingriffe in Natur und Landschaft zu 
erwarten sind, ist gemäß § 18 BNatSchG über die Vermeidung, den Ausgleich und Ersatz nach 
den Vorschriften des Baugesetzbuchs zu entscheiden.  

 

10.19.1 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich nachtei-
liger Umweltauswirkungen 

Vor der Einschätzung, ob ein Eingriff ausgeglichen werden kann bzw. muss, ist eine Entschei-
dung darüber zu treffen, ob der Eingriff vermieden oder gemindert werden kann. Grundsätzlich 
ist es sinnvoll, den Bedarf an Wohnbauflächen auf einer bereits vorgenutzten Fläche und in 
verkehrstechnisch erschlossenen Bereichen zu decken, wie es hier der Fall ist. Damit kann 
durch die Aktivierung von innerhalb des Siedlungsbereiches liegenden Flächen eine Nutzung 
weniger beeinträchtigter Flächen in der freien Landschaft vermieden werden.  

Als eine wesentliche Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahme ist die Reduzierung des Ver-
siegelungsgrades anzusehen. Im Gegensatz zur fast vollständigen Versiegelung des Bestan-
des werden mit Umsetzung der Planung größere Teile des Grundstücks unversiegelt sein. 

Damit werden sämtliche negative Folgen wie Bodenfunktionsbeeinträchtigung, verminderte 
Grundwasserneubildung und negative klimatische Auswirkungen auf ein verträgliches Maß 
begrenzt.  

Als Vermeidungs- bzw. Aufwertungsmaßnahme für die Schutzgüter Flora und Fauna, aber 
auch Klima und Landschaftsbild, werden über die Festsetzungen des Bebauungsplanes 
Baumpflanzungen (Mindestbegrünung) aufgenommen. 

Die Gliederung des Baugebiets mit Bäumen und Hecken sichert zusätzlich, dass die künftigen 
Gebäude in grünräumliche Gesamtstrukturen integriert werden. Auswirkungen auf das Orts- 
und Landschaftsbild können so gemindert werden bzw. kann sich auf diese Weise das Neu-
baugebiet in den Gesamtcharakter der umgebenen Wohnsiedlungen einfügen. 

Die Versickerung des unbelasteten Niederschlagswassers auf den jeweiligen Grundstücken 
über begrünte Flächen oder speziell angelegte Sickermulden vermeidet zudem erhebliche Be-
einträchtigungen des Schutzgutes Wasser. 

Entsprechend § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG ist es verboten die Fortpflanzungs- oder Ruhestät-
ten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten zu entnehmen, zu beschädigen 



 

 
63 

 

oder zu zerstören. Demnach ist Vegetation nur im Zeitraum vom 01. Oktober bis zum 28. Feb-
ruar zu entfernen. Die Berücksichtigung dieser Regelung vermeidet erhebliche Beeinträchti-
gungen für Brutvögel.  

 

10.19.2 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 

Voraussetzung für die Feststellung von kompensationspflichtigen Eingriffen ist die Einschät-
zung, ob die durch die Planung ermöglichten Maßnahmen auch schon vor der planerischen 
Entscheidung möglich waren. Denn gemäß § 1a Abs. 3 BauGB ist ein Ausgleich der zu erwar-
tenden Eingriffe in Natur und Landschaft nicht erforderlich, soweit die Eingriffe bereits vor der 
planerischen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig waren.  

Da mit der geplanten Umsetzung des Bebauungsplanes eine Reduzierung der Versiegelung 
erfolgt, entsteht kein kompensationspflichtiger Eingriff.   

 

10.20 In Betracht kommende anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Der Flächennutzungsplan (FNP) stellt das Plangebiet als Wohnbaufläche dar. Das Vorhaben 
kann und muss aus dem FNP entwickelt werden. D. h. alternative Planungsmöglichkeiten müs-
sen sich in diesen Rahmen einfügen, die Art der baulichen Nutzung orientiert sich mit ihren 
Möglichkeiten am FNP und der umgebenden Nutzungen. Eine Weiternutzung der Flächen als 
Gewerbegebiet entspricht insofern nicht den übergeordneten Planungszielen. Grundsätzlich 
wäre aber eine fortdauernde Nutzung der Flächen im Sinne einer Bestandsnutzung planungs-
rechtlich möglich, wenn auch städtebaulich nicht erwünscht.  

 

10.21 Anfälligkeit der zulässigen Vorhaben für schwere Unfälle oder Ka-
tastrophen 

Der Geltungsbereich liegt innerhalb des Achtungsabstandes eines Störfallbetriebes. Die Lan-
deshauptstadt Hannover hat ein Gutachten zur Untersuchung des angemessenen Sicherheits-
abstands für den Störfallbetrieb erstellt und durch das Gewerbeaufsichtsamt prüfen lassen. 
Das Vorhabengebiet liegt nicht innerhalb des Sicherheitsabstandes des Störfallbetriebes. Des-
halb sind keine Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren 
Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundesimmissionsschutzgesetzes zu beachten. 

 

10.22 Zusätzliche Angaben 

10.22.1 Beschreibung der Technischen Verfahren und Schwierigkeiten bei 
der Zusammenstellung 

Das Baugesetzbuch sieht in § 2 (4) BauGB vor, dass für die Belange des Umweltschutzes 
nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a eine Umweltprüfung durchgeführt wird, in der die voraussichtlich 
erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und be-
wertet werden. 

Zur Festlegung von Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung gemäß § 2 (4) BauGB 
wurden die beteiligten Behörden und Träger öffentlicher Belange um Stellungnahmen gebe-
ten.  

Eine wichtige Grundlage der Bestandsaufnahme ist u. a. der Landschaftsrahmenplan. Er stellt 
wichtige Informationen zu den zu behandelnden Schutzgütern bereit. 
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Grundlage für die Beschreibung und Bewertung der zu erwartenden Umweltauswirkungen im 
Umweltbericht sind die geplanten Festsetzungen des Bebauungsplans unter Berücksichtigung 
der Ergebnisse der erarbeiteten Fachgutachten. 

Die Prognose der Umweltauswirkungen erfolgt nach dem Prinzip, dass von einer Planung Wir-
kungen ausgehen, die Veränderungen der Schutzgüter hervorrufen. Die Wirkfaktoren der Pla-
nung und die ihnen zuzuordnenden Veränderungen der Schutzgüter werden nach Möglichkeit 
in ihrer quantitativen, ansonsten in der qualitativen Dimension dargestellt. 

 

10.22.2 Hinweise zur Durchführung der Umweltüberwachung 

Ziel und Gegenstand des Monitorings nach § 4c BauGB ist, die Prognosen des Umweltberichts 
durch Überwachung einer Kontrolle zu unterziehen. Überwachung setzt eindeutige Kriterien 
und klare Ziele voraus. Wichtigstes Ziel der Kontrolle ist eine Überwachung der Umsetzung 
der umweltrelevanten Festsetzungen. Dazu gehört insbesondere die Überwachung der Um-
setzung von grünordnerischen Festsetzungen im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens.  

10.23 Allgemein verständliche Zusammenfassung 

Anlass und Ziel des Bebauungsplans 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan schafft die planungsrechtlichen Voraussetzungen für 
die Entwicklung einer Wohnbebauung von bisher gewerblich genutzten Flächen. Die Umnut-
zung in eine Wohnnutzung wurde bereits im Flächennutzungsplan vorbereitet. Vorgesehen ist 
eine 2- bis 4-geschossige Wohnbebauung.  

Insgesamt sollen 59 Wohneinheiten entstehen, davon 55 als Mietwohnungen und davon wie-
derum 14 Wohnungen im geförderten Mietwohnungsbau. Für die erforderlichen Pkw-Stell-
plätze ist eine Tiefgarage im westlichen Bereich des Vorhabengrundstückes mit 36 Pkw-Stell-
plätzen vorgesehen. Darüber hinaus werden im östlichen Grundstücksbereich weitere 20 
ebenerdige Pkw-Stellplätze angeboten. Vor Haus E werden weitere 6 Pkw-Stellplätze geschaf-
fen. 

Bestand 

Das Plangebiet weist eine gewerbliche Bestandsnutzung auf. Die Flächen sind zu über 90% 
mit Gebäuden (Garagen, Werkstätten, Verkaufspavillons und ein Wohnhaus) versiegelt bzw. 
überbaut. Hochwertige Pflanzenbestände und hochwertige Lebensräume für Tiere gibt es 
nicht.  

Das Gebiet ist sehr gut erschlossen. Die Lage an mehreren stark befahrenen Straßen führt zu 
einer Grundbelastung im Hinblick auf Lärm.  

Umweltprüfung 

Der Standort ist durch Lärm belastet. Den Lärmimmissionen kann durch Grundrissorientie-
rung, der Festsetzung von Schalldämm-Maßen für Außenbauteile, den Einbau von schalldäm-
menden Spezialfenstern und einer Schallschutzwand zum Schutz des Außenwohnbereiches 
begegnet werden. 

Naturschutzrechtliche Schutzgebiete oder -objekte sind nicht betroffen. Einen geschützten 
Baum- bzw. Gehölzbestand gibt es nicht.  

Alle potenziellen Tier- und pflanzenlebensräume innerhalb des Plangebiets sind durch aktuelle 
Nutzungen geprägt. Die Bedingungen verbessern sich durch einen geringeren Bebauungs-
grad.  

Ein Teil des Niederschlagswassers wird auf den Flachdächern zurückgehalten. Das Regen-
wasser aus den Freiflächen wird natürlich versickert.  
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Naturschutzrechtlicher Eingriff 

Da sich der Bebauungsgrad verringert, sind keine kompensationspflichtigen naturschutzrecht-
lichen Eingriffe zu erwarten.  

 

11. Quellen 

11.1 Rechtsgrundlagen 

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG vom 
29.07.2009, zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 15. September 2017 (BGBl. I S. 
3434). 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräu-
sche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz – BImSchG) 
vom 17. Mai 2013, das zuletzt durch Artikel 3 Gesetz vom 18. Juli 2017 (BGBI. I S. 2771) 
geändert wurde. 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten 
(BBodSchG) vom 17. März 1998 (BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 3 Absatz 3 
der Verordnung vom 27. September 2017 (BGBl. I S. 3465). 

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushaltes (Wasserhaushaltsgesetz – WHG) vom 31. Juli 
2009, das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBI. I S. 2771 geändert 
worden ist. 

Neununddreißigste Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(Verordnung über Luftqualitätsstandards und Emissionshöchstmengen – 39. BlmSchV vom 
02. August 2010, die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 18. Juli 2018 (BGBI. I S. 
1222) geändert worden ist. 

Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (NAGBNatSchG) vom 
19. Februar 2010 (Nds. GVBl. 2010, 104) zuletzt geändert durch Art. 2 Absatz 5 des Gesetzes 
vom 25. Januar 2016. 

Satzung zum Schutz von Bäumen, Sträuchern und Hecken im Gebiet der Landeshauptstadt 
Hannover als Geschützte Landschaftsbestandteile (Baumschutzsatzung) vom 28.01.2016. 

 

11.2 Sonstige Quellen 

bgm baugrundberatung (2018): Baugrundgutachten und abfalltechnischer Prüfbericht (Über-
sichtserkundung) 18144/1, Hannover-Anderten, Lehrter Straße 61, Neubau einer Wohnan-
lage. 

Erste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische 
Anleitung zur Reinhaltung der Luft – TA Luft) vom 24. Juli 2002. 

https://www.wetterkontor.de/de/klima/klima2.asp?land=de&stat=10338. 

Kartenserver Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (nibis.lbeg.de), Zugriff 
03.08.2018. 

Landschaftsrahmenplan der Region Hannover (2013), hrsg. Region Hannover, Fachbereich 
Umwelt, Hannover. 

TAD – Technische Akustik (2018): Schalltechnische Untersuchung zum vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan Lehrter Straße, Hannover-Anderten, hier: öffenbare Fenster zur Nachtzeit, 
19.10.2018, Düsseldorf. 
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TAD – Technische Akustik: Schalltechnische Untersuchung zum vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan Nr.: 1865 – Lehrter Straße/Gollstraße, Hannover-Anderten, 01.02.2019. 

Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundesimmissionsschutzgesetz (Technische 
Anleitung zum Schutz gegen Lärm – TA Lärm) vom 26. August 1998, zuletzt geändert durch 
Verwaltungsvorschrift vom 01.06.2017 (BAnz AT 08.06.2017 B5). 

Zacharias Verkehrsplanungen (2018): Verkehrliche Stellungnahme – Planvorhaben Hanno-
ver-Anderten, Lehrter Straße 61, 21.02.2019, Hannover. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung des Entwurfes aufgestellt vom 
Planungsbüro  

CESA Investment GmbH & Co. KG 
Sophie-Charlotten-Straße 33, 14059 Berlin  
 

Für den Fachbereich Planen und Stadtent-
wicklung, Mai 2019 
 

gez. Malkus-Wittenberg 

(i.V. Malkus-Wittenberg) 
Fachbereichsleitung 

Der Rat der Landeshauptstadt Hannover hat 
der Begründung des Entwurfes mit Umweltbe-
richt am 26.09.2019 zugestimmt. 
 
 
 
 
 
 
 

Gez. Lüdtke 

Stadtoberamtsrat 

 
 
 
 
 
 
Die Begründung des Entwurfes wurde aufgrund der Ergebnisse der öffentlichen Auslegung 
gemäß § 3 (2) BauGB geprüft. Sie wird unverändert als Begründung des Bebauungsplans 
übernommen. 
 
 
Fachbereich Planen und Stadtentwicklung  Der Rat der Landeshauptstadt Hannover 
November 2019     hat der Begründung der Satzung mit Um- 
       weltbericht am                 zugestimmt. 
 
 
 
 
 
(i.V. Malkus-Wittenberg) 
Fachbereichsleitung     61.13 / 13.11.2019 


